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1. Steuertermine Oktober 2019

10.10. | Umsatzsteuer

Lohnsteuer*

Solidarititszuschlag*
Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.*

Zahlungsschonfrist: bis zum 14.10.2019. Diese Schonfrist gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen
per Scheck. [* bei monatlicher Abfiihrung fiir September 2019; bei vierteljdhrlicher Abfiihrung fiir
das III. Quartal 2019]

Quelle: -
Fundstelle:
Information fiir: -

zum Thema: -

2. Gesetzgebung: Seit dem 01.07.2019 mehr Rente und Kindergeld

Zum 01.07.2019 sind zahlreiche gesetzliche Neuregelungen in Kraft getreten. Die wichtigsten
Regelungen stellen wir Ihnen kurz vor:

1. Die Renten sind gestiegen

Die Renten haben sich um 3,18 % in den alten Bundesldndern und um 3,91 % in den neuen erhoht.
Das klingt zunichst erfreulich, aber viele Rentnerinnen und Rentner geraten damit erstmals in das
Visier des Finanzamts. Denn durch die Rentenerh6hung miissen ab 2019 erstmals mehrere
Zehntausend Rentner Steuern zahlen.

2. Kindergeld und Kinderzuschlag wurden erhoht

Das Kindergeld ist um 10 EUR monatlich gestiegen. Somit wird seit 01.07.2019 monatlich folgendes

Kindergeld gezahlt:
fiir das erste und zweite Kind 204 EUR
fiir das dritte Kind 210 EUR

fiir jedes weitere Kind 235 EUR



Die nichste Erhohung des Kindergeldes ist dann erst wieder fiir den 01.01.2021 vorgesehen.

Hinweis: Nicht nur das Kindergeld, sondern auch der Kinderfreibetrag ist gestiegen (letzterer bereits
zum 01.01.2019). Neben Kindergeld und Kinderfreibetrag wurde zudem fiir Familien mit einem kleinen
Einkommen der Kinderzuschlag auf 185 EUR monatlich angehoben.

3. Geringverdiener werden entlastet

Bezieher von einem geringen monatlichen Arbeitsentgelt werden bei den Sozialbeitrigen entlastet.
Hierzu wird der sogenannte Ubergangsbereich (bisher: Gleitzone) ausgeweitet. Das ist der Bereich, ab
dem Sozialbeitridge zu zahlen sind. So zahlen sogenannte Midijobber bei einem Arbeitsentgelt von 450,01
EUR bis 1.300 EUR (vorher: 850 EUR) geringere Beitrdge zur Sozialversicherung. AufSerdem wird
sichergestellt, dass die geringeren Rentenbeitrige, die dann gezahlt werden, nicht zu niedrigeren
Rentenanspriichen fiihren.

Quelle: Gesetz iiber Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen
Rentenversicherung und Gesetz zur steuerlichen Entlastung der Familien
sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen

Fundstelle: BR-Drucks. 557/18 und 558/18 v. 23.11.2018
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

. Mietwohnungsneubau: Sonderabschreibungen beschlossen

Der Bundesrat hat am 28.06.2019 den Sonderabschreibungen fiir den Mietwohnungsneubau
zugestimmt. Der Bundestag hatte das Gesetz bereits am 29.11.2018 verabschiedet.

Was wird gefordert?

Gefordert wird die Anschaffung oder Herstellung neuer Wohnungen, die in einem Mitgliedstaat der
EU liegen. Im Fall der Anschaffung ist eine Wohnung neu, wenn sie bis zum Ende des Jahres der
Fertigstellung angeschafft wird.

Wie wird gefordert?

Das Gesetz sieht vor, dass im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den darauffolgenden drei
Jahren Sonderabschreibungen bis zu jdhrlich 5 % neben der reguldren Abschreibung in Anspruch
genommen werden konnen. Bemessungsgrundlage fiir die Sonderabschreibungen sind die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten der begiinstigten Wohnung, jedoch maximal 2.000 EUR je Quadratmeter
Wohnfliche.

Welche Voraussetzungen miissen erfiillt werden?



Die Sonderabschreibungen konnen in Anspruch genommen werden, wenn:

® durch Baumainahmen aufgrund eines nach dem 31.08.2018 und vor dem 01.01.2022 gestellten
Bauantrags oder einer in diesem Zeitraum getétigten Bauanzeige neue, bisher nicht vorhandene,
Wohnungen geschaffen werden,

® die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 3.000 EUR je Quadratmeter Wohnfléche nicht
ibersteigen und

® die Wohnung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun Jahren der
entgeltlichen Uberlassung zu Wohnzwecken dient.

Kann die Sonderabschreibung riickgiingig gemacht werden?
Die Sonderabschreibungen sind riickgéngig zu machen, wenn:

® die begiinstigte Wohnung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun
Jahren nicht der entgeltlichen Uberlassung zu Wohnzwecken dient,

® die begiinstigte Wohnung oder ein Gebdude mit begiinstigten Wohnungen im Jahr der
Anschaffung oder der Herstellung oder in den folgenden neun Jahren verdufBert wird und der
VerduBerungsgewinn nicht der Einkommen- oder Korperschaftsteuer unterliegt oder

® s aufgrund von nachtriiglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu einer Uberschreitung
der Baukostenobergrenze von 3.000 EUR je Quadratmeter Wohnfldche kommit.

In welchem Zeitraum kann die Sonderabschreibung in Anspruch genommen werden?

Die Sonderabschreibungen kénnen letztmalig fiir den Veranlagungszeitraum 2026 geltend gemacht
werden, bei Land- und Forstwirten letztmalig fiir Wirtschaftsjahre, die vor dem 01.01.2027 enden.
Das gilt selbst dann, wenn der besondere Abschreibungszeitraum noch nicht abgelaufen ist.

Quelle: Gesetz zur steuerlichen Forderung des Mietwohnungsneubaus
Fundstelle: BR-Drucks. 303/19 v. 28.06.2019
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

. Grundsteuer: Bundesregierung bringt Anderung auf den Weg

Wieder einmal muss ein Steuergesetz wegen eines VerstoBes gegen das Grundgesetz gedndert
werden, dieses Mal betrifft es die Grundsteuer. Am 21.06.2019 hat das Bundeskabinett drei
Gesetzentwiirfe zur Reform der Grundsteuer beschlossen. Nach der ersten Lesung im Bundestag
wurde das Gesetzespaket am 27.06.2019 an den federfithrenden Finanzausschuss zur weiteren
Beratung iibergeben.

In den Gesetzentwiirfen verspricht die Bundesregierung zwar, dass die Kommunen aufgrund der
Neuregelungen keinen Gewinn bei der Grundsteuer machen sollen - die Gesamtsumme der
Grundsteuer soll gleich bleiben. Allerdings kann die Bundesregierung derzeit die Hohe der jeweiligen
Grundsteuer noch nicht konkret mitteilen, weil fiir die Berechnung noch wichtige Ausgangsgrofien



fehlen.

Wie soll die Grundsteuer kiinftig berechnet werden?

1.

Zunichst wird der Grundbesitzwert ermittelt. Dieser hingt im Wesentlichen vom Wert des
jeweiligen Bodens und der Hohe der statistisch ermittelten Nettokaltmiete ab. Weitere Faktoren
sind Grundstiicksfldche, Immobilienart und Alter des Gebadudes.

. Nach der Ermittlung des Grundbesitzwerts wird dieser aufgrund der Wertsteigerungen im

Vergleich zur alten Bemessungsgrundlage der Grundsteuer korrigiert. Dies erfolgt durch eine
Absenkung der sogenannten Steuermesszahlen. Uber die Absenkung der Steuermesszahlen soll
auch der soziale Wohnungsbau sowie kommunales und genossenschaftliches Wohnen gefordert
werden.

. Durch eine Anpassung der Hebesétze besteht fiir die Kommunen die Moglichkeit, zu

verhindern, dass das Aufkommen der Grundsteuer aufgrund der Neuregelung steigt.

Fiir die Ermittlung der Grundsteuer soll es eine Grundsteuererkldrung geben. Abgefragt werden
sollen:

Grundstiicksflache
Bodenrichtwert
Immobilienart
Alter des Gebdudes
Mietniveaustufe

Was ist die neue Grundsteuer C?

Die Gemeinden sollen nach dem Willen der Bundesregierung kiinftig fiir baureife, aber unbebaute
Grundstiicke einen hoheren Hebesatz bei der Grundsteuer ansetzen diirfen, wenn keine Bebauung
erfolgt. Damit sollen Anreize fiir die Schaffung von Wohnraum geboten werden.

Was gilt bei Geschéftsgrundstiicken und bei Land- und Forstwirten?

Bei Geschiftsgrundstiicken soll weiterhin das sogenannte vereinfachte Sachwertverfahren angewandt
werden. Dieses stellt auf die gewohnlichen Herstellungskosten und den Bodenrichtwert ab.

Bei der Bewertung eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) soll es beim
Ertragswertverfahren bleiben, das jedoch vereinfacht und typisiert wird.

Was versteht man unter der Offnungsklausel?

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Bundeslidnder kiinftig die Moglichkeit haben, ein eigenes
Grundsteuermodell einzufiihren. Einzelne Bundesldnder haben bereits angekiindigt, dass sie von
dieser Moglichkeit Gebrauch machen wollen.

Ab wann soll die Neuregelung gelten?



Die neuberechnete Grundsteuer soll ab dem 01.01.2025 zu zahlen sein.

Quelle: Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Grundgesetzes v. 25.06.2019
Fundstelle: BT-Drucks. 19/11084, 19/11085, 19/11086
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

5. Thesaurierungsbegiinstigung: Unentgeltliche Anteilsiibertragung auf Stiftung 16st keine
Nachsteuer aus

Personenunternehmen kénnen die sogenannte Thesaurierungsbegiinstigung wihlen, so dass
nichtentnommene Gewinne nach einem besonderen Einkommensteuertarif versteuert werden. Diese
Gewinne werden zunéchst mit einem Steuersatz von 28,25 % (zuziiglich Solidaritdtszuschlag) besteuert.
Bei einer spiteren Entnahme erfolgt dann eine Besteuerung mit weiteren 25 % (zuziiglich
Solidarititszuschlag).

Hinweis: Durch diese Besteuerung "in zwei Schritten" ergibt sich zwar insgesamt eine hohere
Belastung als bei einer sofortigen Versteuerung mit dem regulédren Spitzensteuersatz von 45 %, allerdings
ldsst sich so auch ein unverzinslicher Steueraufschub (Zinsvorteil) erlangen.

Eine Nachversteuerung des zunéchst begiinstigt besteuerten Gewinns muss nach dem
Einkommensteuergesetz (EStG) unter anderem erfolgen, wenn ein Betrieb oder Mitunternehmeranteil in
eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eingebracht wird.

Nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs ist hingegen keine Nachversteuerung
vorzunehmen, wenn ein Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf eine Stiftung libertragen wird. Das
Gericht verwies darauf, dass nach dem eindeutigen Wortlaut des EStG nur die Einbringung in
Kapitalgesellschaften und Genossenschaften erfasst wird und Stiftungen oder andere Rechtsgebilde nicht
im Wege einer erweiternden Gesetzesauslegung einbezogen werden miissen.

Quelle: BFH, Urt. v. 17.01.2019 - III R 49/17
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir: ~ Unternehmer

zum Thema: Einkommensteuer

6. Schitzungsweise Aufteilung erlaubt: Kosten fiir '"Herrenabende' einer Anwaltskanzlei hélftig
absetzbar

Unternehmer kénnen ihren steuerlichen Gewinn nicht durch alle betrieblich veranlassten
Aufwendungen mindern. Beispielsweise diirfen Kosten, die mit Jagd, Fischerei, Segel- und Motoryachten
zusammenhingen, nach dem Einkommensteuergesetz keine Gewinnminderung herbeifiihren. Auch
Kosten fiir "dhnliche Zwecke" und damit verbundene Bewirtungen fallen unter das Abzugsverbot fiir
sogenannte Reprisentationsaufwendungen.



Hinweis: Wer fiir seine Geschiftsfreunde eine Segelyacht chartert oder fiir sie eine Entenjagd in
Schweden veranstaltet, darf die dabei entstehenden Kosten also nicht gewinnmindernd geltend machen.

Ob Kosten fiir eine Gartenparty einer Anwaltskanzlei unter dieses Abzugsverbot fallen oder
zumindest anteilig als betrieblich veranlasste Aufwendungen absetzbar sind, hat nun (erneut) den
Bundesfinanzhof (BFH) beschéftigt.

Im Streitfall hatte der Sozius einer Kanzlei iiber mehrere Jahre Partys in seinem Privatgarten fiir bis
zu 358 Geschiftsfreunde und (potentielle) Mandanten ausgerichtet. Zu diesen sogenannten Herrenabenden
waren ausschlieBlich Ménner eingeladen worden. Die Kosten von jeweils 20.500 EUR bis 22.800 EUR
pro Feier machte die Sozietit spiter als Betriebsausgaben geltend.

Das Finanzgericht Diisseldorf (FG) stufte die Kosten zunichst als nichtabziehbaren
Reprisentationsaufwand ein. Der BFH hob das finanzgerichtliche Urteil jedoch auf und forderte eine
eingehendere Priifung der Umsténde der Feiern. Darauthin musste das FG in einem zweiten Rechtsgang
priifen, ob das Unterhaltungsprogramm der Feiern die Grenzen des Ublichen iiberschritten hatte.
Malgeblich ist hierbei, ob entweder der Ort oder der Rahmen der Veranstaltungen aulergew6hnlich war
oder ein besonders qualitativ hochwertiges Unterhaltungsprogramm geboten wurde.

Nach erneuter Priifung kam das FG zu dem Ergebnis, dass die Feiern sich noch im Rahmen des
Ublichen bewegt hatten, da die Kosten bei 58 EUR bis 63 EUR pro Kopf lagen, das Catering "keine
kulinarischen Besonderheiten" aufwies und auch das Musikprogramm nicht von "kulturellen
Spitzenleistungen" geprigt war. Im Schitzwege hatte das FG daraufhin 50 % der Feierkosten als
Betriebsausgaben anerkannt. Das Finanzamt wollte diesen schitzweisen Abzug allerdings nicht
akzeptieren und die erneute Revision beim BFH erwirken, scheiterte damit jedoch.

Die Bundesrichter erklirten, dass ein beruflich veranlasster Anteil von Kosten durchaus geschitzt
werden konne, wenn nach Ausschopfung der ErmittlungsmafBinahmen keine gewichtigen Zweifel daran
bestiinden, dass ein abgrenzbarer Teil der Aufwendungen beruflich veranlasst sei, die Quantifizierung
dieses Teils aber Schwierigkeiten bereite.

Quelle: BFH, Beschl. v. 21.03.2019 - VIII B 129/18, NV
FG Diisseldorf, Urt. v. 31.07.2018 - 10 K 3355/16 F, U

Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Einkommensteuer

. Investitionsabzugsbetrag: Wenn abgezogener Betrag im Investitionsjahr nicht aufgelost wird

Wenn Sie als Selbstindiger in einem Jahr einen hohen Gewinn erwirtschaften und wissen, dass Sie in
einem spéteren Jahr eine groflere Investition titigen miissen, konnen Sie einen sogenannten
Investitionsabzugsbetrag (IAB) in Ihrer Gewinnermittlung bilden. Damit verschieben Sie einen Teil Ihres
Gewinns steuerlich in das Jahr der Investition. Der IAB ist an gewisse Voraussetzungen gekniipft: Unter
anderem muss die Investition innerhalb von drei Jahren nach der Bildung des IAB getiitigt und der IAB
muss im Investitionsjahr wieder hinzugerechnet werden. Uber die Frage, was passiert, wenn die



Investition zwar getitigt wird, die Hinzurechnung aber unterbleibt, musste das Finanzgericht
Rheinland-Pfalz (FG) entscheiden.

Ein Installateurmeister hatte in seinen Einkommen- und Gewerbesteuererkldrungen fiir 2008 einen
IAB geltend gemacht - allerdings ohne zu benennen, fiir welches Wirtschaftsgut dieser vorgesehen war. Er
wurde entsprechend veranlagt. 2009 kaufte er unter anderem einen Pkw und minderte in seiner
Gewinnermittlung dessen Anschaffungskosten gesetzeskonform. Allerdings 16ste er den IAB nicht
gewinnerhohend auf. Im Einkommensteuerbescheid fiir 2009 wurde der erkliarte Gewinn iibernommen.

Die unterlassene Auflosung des IAB im Investitionsjahr wurde erst bei einer spéteren
Betriebspriifung erkannt, allerdings gab es zu dem Zeitpunkt keine Anderungsmoglichkeit mehr fiir den
Einkommensteuerbescheid 2009. Daher dnderte das Finanzamt die Einkommen- und
Gewerbesteuerbescheide 2008 und machte den IAB riickgéngig, wodurch sich der Gewinn erhohte.

Dagegen klagte der Installateurmeister, doch das FG gab ihm nicht recht: Der IAB wurde zu Recht in
den Bescheiden des Jahres 2008 riickgingig gemacht. Laut Gesetz ist der Abzug riickgéngig zu machen,
wenn der IAB nicht bis zum Ende des dritten auf das Abzugsjahr folgenden Wirtschaftsjahres wieder
hinzugerechnet wird. Im Streitfall hat der Klédger die Investition zwar getétigt, aber den IAB nicht
hinzugerechnet. Dabei ist es gleichgiiltig, ob die Gewéhrung des IAB im Jahr 2008 rechtméBig war. Es ist
auch nicht entscheidend, warum keine Hinzurechnung erfolgte - ob absichtlich, versehentlich oder
irrtiimlich. Fakt ist, dass der IAB nicht wieder aufgelost wurde.

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 26.02.2019 - 3 K 1658/18, Rev. (BFH: X R
11/19)
Fundstelle: www.landesrecht.rlp.de

Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Einkommensteuer

. Doppelte Haushaltsfiihrung: 1.000-EUR-Kappung gilt nicht fiir M6bel und Hausrat

Wer aus beruflichen Griinden einen doppelten Haushalt im Inland unterhilt, kann die Kosten fiir die
Nutzung seiner Zweitwohnung nur begrenzt mit maximal 1.000 EUR pro Monat steuerlich geltend
machen. Der Bundesfinanzhof hat die Abzugsmdoglichkeiten nun aber noch einmal deutlich verbessert und
entschieden, dass Kosten fiir Einrichtungsgegenstinde und Hausrat nicht unter die 1.000-EUR-Kappung
fallen, sondern als sonstige Mehraufwendungen der doppelten Haushaltsfithrung ungekiirzt abziehbar sind.

Nach Auffassung des Gerichts diirfen in die 1.000-EUR-Grenze nur solche Kosten eingerechnet
werden, die zur Nutzung der Wohnung verausgabt werden. Hierzu z&hlt das Gericht lediglich die
Bruttokaltmiete (bei eigener Wohnung: Gebaudeabschreibung und Zinsen fiir Immobiliendarlehen) und
die Betriebskosten samt Strom. Die Kosten fiir Einrichtungsgegenstinde und Hausrat sind laut seinem
Urteil separat zu erfassen, weil sie nicht fiir die Nutzung der Unterkunft, sondern nur fiir die Nutzung
dieser Gegenstinde anfallen.



Hinweis: Kosten fiir Mobel und Hausrat konnen also ungeachtet der 1.000-EUR-Grenze
unbeschriankt abgezogen werden. Allerdings ist weiterhin zu beachten, dass die Ausgaben hierfiir den
Rahmen des Notwendigen nicht iiberschreiten diirfen. Luxusaufwendungen, beispielsweise Kosten fiir
einen Whirlpool in der Zweitwohnung, werden die Finanzimter auch weiterhin nicht anerkennen. Wer
Ausgaben fiir Einrichtungsgegenstidnde und Hausrat nun in seiner Einkommensteuererkldrung abrechnen
mochte, sollte beachten, dass Wirtschaftsgiiter mit Anschaffungskosten bis 800 EUR (zuziiglich
Umsatzsteuer) als sogenannte geringwertige Wirtschaftsgiiter komplett im Jahr der Zahlung abgeschrieben
werden konnen. Teurere Wirtschaftsgiiter miissen hingegen iiber ihre voraussichtliche Nutzungsdauer
abgeschrieben werden, so dass sich der steuermindernde Effekt erst iiber die Jahre verteilt einstellt.

Quelle: BFH, Urt. v. 04.04.2019 - VIR 18/17
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Arbeitgeber und Arbeitnehmer

zum Thema: Einkommensteuer

. Transferkurzarbeitergeld: Aufstockungsbetrige sind regulir zu versteuern

Entschéddigungen konnen vom Empfianger mit einem erméBigten Einkommensteuersatz versteuert
werden, wenn sie als Ersatz fiir entgangene oder entgehende Einnahmen gewihrt werden. Die Zahlung
muss also an die Stelle etwaiger wegfallender Einnahmen (z.B. infolge eines Arbeitsplatzverlusts) treten.

Dieser "Ersatzcharakter" ist nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) nicht gegeben,
wenn Zahlungen schon durch ein neues, sich anschlieBendes Arbeitsverhiltnis in einer
Transfergesellschaft veranlasst sind. Im Urteilsfall hatte ein Arbeitnehmer nach mehr als 24-jdhriger
Betriebszugehorigkeit einen Aufhebungsvertrag mit seinem Arbeitgeber und einer Transfergesellschaft
geschlossen, der die Zahlung einer Abfindung von 157.747 EUR und die Begriindung eines neuen,
befristeten Arbeitsverhéltnisses mit der Transfergesellschaft (fiir 2015 bis 2017) vorsah. Die Gesellschaft
zahlte dem Arbeitnehmer im Rahmen dieser Anstellung Aufstockungsbetrige zum
Transferkurzarbeitergeld. Der Arbeitnehmer hatte gegeniiber der Transfergesellschaft jedoch keinen
Anspruch auf Beschiftigung und war dort tatsdchlich auch nicht titig.

Das Finanzamt besteuerte die Aufstockungsbetrige als reguldren Arbeitslohn, wogegen der
Arbeitnehmer zunichst mit Erfolg klagte: Das Finanzgericht Miinster stufte die Zahlung in erster Instanz
als steuerbegiinstigte Entschidigung fiir den Verlust des Arbeitsplatzes ein und sah einen unmittelbaren
Zusammenhang zwischen den Aufstockungsbetrigen und der Aufhebung des alten Arbeitsverhiltnisses.
Es begriindete seinen Standpunkt damit, dass die Zuschiisse schlielich nicht fiir die laufende
Arbeitsleistung gewéhrt worden sein konnten, da der Arbeitnehmer fiir die Transfergesellschaft tatséchlich
gar nicht titig gewesen sei.

Der BFH erteilte dieser Sichtweise im Revisionsverfahren eine klare Absage und urteilte, dass die
Zuschiisse einen unmittelbaren Veranlassungszusammenhang mit dem neuen Arbeitsverhiltnis aufwiesen
und daher nicht als Ersatz fiir wegfallende Einnahmen erm#Bigt besteuert werden konnten. Die
Besteuerung als laufender Arbeitslohn war also zu Recht erfolgt.



Hinweis: Die Bundesrichter verwiesen darauf, dass ein Arbeitsverhiltnis grundsétzlich auch dann
bestehen kann, wenn der Arbeitgeber génzlich auf die Arbeitsleistung eines Mitarbeiters verzichtet.

Quelle: BFH, Urt. v. 12.03.2019 - IX R 44/17
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Arbeitgeber und Arbeitnehmer

zum Thema: Einkommensteuer

10. Elektronisches Fahrtenbuch: Fahrtanlisse miissen zeitnah erginzt werden und unverinderbar
sein

Die private Nutzung eines Firmenwagens ist als sogenannter geldwerter Vorteil lohnsteuerpflichtig.
Die Hohe der Steuer hingt davon ab, wie die Privatnutzung ermittelt wird: Die sogenannte 1-%-Methode
ist einfacher, aber oftmals teurer, wihrend die Fahrtenbuchmethode aufwendiger, aber hiufig giinstiger ist.
Zur Vereinfachung kann man immerhin ein elektronisches Fahrtenbuchsystem nutzen. Damit dieses vom
Finanzamt akzeptiert wird, muss es gewissen Anforderungen geniigen, insbesondere miissen nachtréigliche
Anderungen technisch ausgeschlossen sein oder dokumentiert werden. Ferner muss das Fahrtenbuch
zeitnah und in geschlossener Form gefiihrt werden.

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Niedersachsen (FG) durfte ein angestellter Geschiftsfithrer
seinen Firmenwagen auch privat nutzen. Zur Aufzeichnung der Fahrten hatte sein Arbeitgeber ein
elektronisches System erworben, welches iiber die Bewegungsdaten ein Fahrtenbuch erstellte. Als
Anwender konnte man den aufgezeichneten Fahrten vordefinierte oder selbsterstellte Zwecke zuordnen.
Unverinderbar wurden die Eintridge erst dann, wenn man eine sogenannte Periode (frei bestimmbar: z.B.
eine Woche oder ein Monat) final bearbeitete und dann in dem Programm "abschloss". Dazu musste man
den tatséchlichen Kilometerstand des Fahrzeugs vom Tacho ablesen und in der Software eingeben. Diese
verglich den iiber die Bewegungsdaten errechneten mit dem abgelesenen Kilometerstand und buchte bei
Abweichungen von mehr als 5 % eine zusitzliche (private) Fahrt ein, die aber noch editiert werden
konnte.

Bei einer AuBenpriifung fiel auf, dass sich die Kilometerstinde laut Fahrtenbuch von denen laut
Werkstattrechnungen unterschieden. Daher erhohte das Finanzamt den Bruttoarbeitslohn des
Geschiftsfiihrers, indem es das Fahrtenbuch verwarf und die Privatfahrten stattdessen nach der
1-%-Methode schitzte. Dies konnte der Geschéftsfithrer auch nicht durch seine Klage vor dem FG
abwenden. Denn man berechnet den geldwerten Vorteil aus der Privatnutzung eines Firmenwagens
entweder nach der 1-%- oder der Fahrtenbuchmethode. Entfillt Letztere, weil das Fahrtenbuch nicht
ordnungsgemil ist, bleibt also nur Erstere.

Im Streitfall war das Fahrtenbuch nicht ordnungsgemal, weil der Geschiftsfiihrer nicht nachweisen
konnte, alle notigen Angaben zeitnah in die Software eingepflegt zu haben. Zwar wurden die Strecken
automatisch durch die Software aufgezeichnet, aber es fehlten die Anldsse. Diese hitten zeitnah
eingetragen werden miissen. Auch fehlte im Fahrtenbuch die Information, wie lange noch Anderungen
moglich waren und wann die Fahrten abschlieBend abgespeichert wurden. Und zu allem Ubel entsprachen
die tatsdchlichen Kilometerstinde nicht den rechnerisch ermittelten Kilometerstinden. Der
Geschiftsfithrer musste daher Lohnsteuer nachzahlen.



11.

12.

Quelle: FG Niedersachsen, Urt. v. 23.01.2019 - 3 K 107/18, NZB (BFH: VI B 25/19)
Fundstelle: www.rechtsprechung.niedersachsen.de
Information fiir:  Arbeitgeber und Arbeitnehmer

zum Thema: Einkommensteuer

Altersvorsorge-Eigenheimbetrag: Finanzierung eines nachtriglich angebauten Wintergartens
ist nicht begiinstigt

Seit dem Veranlagungszeitraum 2008 besteht die Moglichkeit, das in einem Riester-Vertrag
angesparte Kapital zu entnehmen und fiir die Anschaffung oder Herstellung einer selbstgenutzten
Wohnung zu verwenden. Der Gesetzgeber mochte auf diese Weise das mietfreie Wohnen im Alter
fordern. In einem aktuellen Urteil hat sich der Bundesfinanzhof (BFH) nun mit der Reichweite dieses
sogenannten Altersvorsorge-Eigenheimbetrags befasst.

Im zugrundeliegenden Fall hatten Eheleute 2009 an ihr bereits jahrzehntelang bewohntes
Einfamilienhaus einen Wintergarten angebaut und die Baukosten mit einem Bankdarlehen in Héhe von
66.000 EUR finanziert. Der Ehemann wollte sein angespartes Kapital aus einem Riester-Vorsorgevertrag
spater zur Sondertilgung des Darlehens einsetzen. Die Zentrale Zulagenstelle fiir Altersvermogen (ZfA)
der Deutschen Rentenversicherung Bund Iehnte eine Entnahme des Kapitals jedoch ab und erklérte, dass
die beabsichtigte Mittelverwendung nicht begiinstigt sei. Erfasst wiirden nur Kapitalentnahmen fiir die
Tilgung von Darlehen, die mit der Anschaffung einer Immobilie zusammenhingen.

Der BFH gab der ZfA nun recht und urteilte, dass die Riickfiihrung des Wintergarten-Darlehens nicht
begiinstigt sei, da kein wohnungswirtschaftlicher Begiinstigungstatbestand vorliege.

Hinweis: Nach dem Einkommensteuergesetz ist nur die "Anschaffung oder Herstellung einer
Wohnung" begiinstigt, die Erweiterung einer bestehenden Wohnung wie im Urteilsfall hingegen nicht.
Dass der Gesetzgeber die wohnungswirtschaftliche Begiinstigung derart weit fassen wollte, konnte der
BFH dem Gesetz nicht entnehmen.

Quelle: BFH, Urt. v. 20.03.2019 - X R 4/18, NV
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir: ~ Hausbesitzer

zum Thema: Einkommensteuer

Nichterfiillte Masseschuld: Friiherer Insolvenzschuldner kann sich Steuerzugriff nicht
entziehen

Verbindlichkeiten, die nach der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens durch Handlungen des
Insolvenzverwalters entstehen oder anderweitig durch die Verwaltung, Verwertung und Verteilung der
Insolvenzmasse begriindet werden, sind sogenannte Masseverbindlichkeiten, die vor anderen
Verbindlichkeiten in voller Hohe aus der Vermdgensmasse bedient werden. Auch Steuerschulden kdnnen
Masseverbindlichkeiten sein.
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13.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschieden, dass das Finanzamt seine Steueranspriiche nach
Aufhebung eines Insolvenzverfahrens gegen den fritheren Insolvenzschuldner personlich festsetzen darf,
wenn es sich dabei insolvenzrechtlich um Masseverbindlichkeiten handelt, die vom Insolvenzverwalter
nicht bezahlt worden sind.

Im Entscheidungsfall war iiber das Vermégen des Klidgers im Jahr 2003 das Insolvenzverfahren
eroffnet worden. Er besall ein Mietobjekt, das in den Folgejahren 2004 bis 2006 weiterhin Mieteinnahmen
generierte. Die Insolvenzverwalterin hatte die Vermietung unverindert fortgesetzt, jedoch weder
Steuererkldrungen fiir den Insolvenzschuldner abgegeben noch Einkommensteuerzahlungen auf die
Vermietungseinkiinfte geleistet.

Nachdem das zustindige Amtsgericht dem Schuldner 2010 die Restschuldbefreiung erteilt hatte und
in 2011 das Insolvenzverfahren aufgehoben worden war, fiihrte das Finanzamt bei ihm eine AuBlenpriifung
durch und erlie} im Nachgang Einkommensteuerbescheide fiir 2004 bis 2006, in denen es die
Vermietungseinkiinfte erstmalig besteuerte. Der Schuldner klagte gegen diesen Steuerzugriff, unterlag
damit nun jedoch vor dem BFH.

Die Bundesrichter urteilten, dass die Restschuldbefreiung nur gegeniiber den Insolvenzgldubigern
wirke und die Steuerschuld durch sie nicht entfalle. Fiir Masseverbindlichkeiten hafte der
Insolvenzschuldner nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens personlich. Das Finanzamt war somit im
Ergebnis berechtigt und verpflichtet, Einkommensteuer gegen den Schuldner festzusetzen.

Quelle: BFH, Urt. v. 02.04.2019 - IXR 21/17
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Hausbesitzer

zum Thema: Einkommensteuer

Steuerfreier Immobilienverkauf: Kurze Vermietung nach jahrelanger Selbstnutzung schadet
nicht

Verkaufen Sie eine Immobilie innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb, konnen Sie davon
ausgehen, dass auch der Staat ein Stiickchen vom Gewinn abhaben wollen wird. Eine Ausnahme gibt es
allerdings: Haben Sie die Immobilie im Jahr der VerduB3erung und den beiden vorangegangenen Jahren
selbst genutzt, so bleibt der Verkaufsgewinn steuerfrei. Uber die Frage, ob man die Immobilie kurz vor
dem Verkauf zwischenvermieten darf, nachdem man sie jahrelang selbst bewohnt hat, musste das
Finanzgericht Baden-Wiirttemberg (FG) unldngst entscheiden.

Der Kléger hatte im Juni 2006 eine Eigentumswohnung gekauft und diese bis April 2014
durchgehend zu eigenen Wohnzwecken genutzt. Von Mai bis Dezember 2014 vermietete er die Wohnung
und verkaufte sie im Dezember 2014. Den Verkaufsgewinn betrachtete das Finanzamt als steuerpflichtig,
wogegen der Mann Klage erhob. Er argumentierte, dass er die Wohnung sowohl im Jahr der Verduferung
als auch in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken genutzt habe. Damit habe er die
Voraussetzungen fiir eine steuerfreie VerduBerung erfiillt.
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14.

Das FG sah den Mann im Recht, weil das Gesetz nach Ansicht der Richter keine AusschlieBlichkeit
der Eigennutzung im VerduBerungsjahr und den beiden Vorjahren erfordert. Vielmehr geniigt ein
zusammenhingender Selbstnutzungszeitraum, der sich tiber drei Kalenderjahre erstreckt. Die Wohnung
muss nur im mittleren Kalenderjahr ganzjihrig selbst bewohnt werden. Eine kurze Vermietung im
Anschluss an die langjidhrige Eigennutzung ist daher nicht schidlich. Nach Meinung des FG darf es auch
keinen Unterschied geben zwischen einer kurzen Vermietung vor dem Dreijahreszeitraum, die
unschéadlich sein soll, und einer danach, die dann schéidlich sein soll.

Quelle: FG Baden-Wiirttemberg, Urt. v. 07.12.2018 - 13 K 289/17, NZB (BFH: IX B
28/19)
Fundstelle: www.justizportal-bw.de

Information fiir:  Hausbesitzer

zum Thema: Einkommensteuer

Anrechnung auf Hartz-IV-Leistungen: Kindergeld darf trotzdem zuriickgefordert werden

Wenn das Jobcenter bei der Berechnung von Sozialleistungen das Kindergeld anrechnet, es aber
spater von der Familienkasse zuriickgefordert wird, kann das zu einem Problem fiir den
Leistungsempfianger werden: Nach der Rechtsprechung der Sozialgerichte darf die Anrechnung nicht
riickgéingig gemacht werden, da das Kindergeld dem Leistungsempfianger zunéchst tatsdchlich zugeflossen
ist und Sozialleistungen nicht nachtrdglich gewéhrt werden diirfen.

Hinweis: Der Leistungsempfianger kann bei einer Kindergeldriickforderung also doppelt gestraft sein:
Er hat aufgrund des Kindergeldbezugs bereits verringerte Sozialleistungen erhalten (die ihm nicht
nachgezahlt werden) und muss das Kindergeld trotzdem zuriickzahlen.

Ein Ausweg wiirde sich bieten, wenn die Familienkasse zum Billigkeitserlass der
Kindergeldriickforderung bewegt werden konnte. Dass dieser Ausweg versperrt ist, wenn der
Kindergeldempfédnger zuvor seine Mitwirkungspflichten verletzt hat, zeigt ein aktueller Urteilsfall des
Bundesfinanzhofs (BFH).

Die Kldgerin hatte hier neben Kindergeld auch Hartz-IV-Leistungen bezogen. Dabei hatte das
Jobcenter das an sie ausgezahlte Kindergeld als Einkommen angerechnet und verringerte Sozialleistungen
ausgezahlt. Spiter erfuhr die Familienkasse, dass sie gar nicht kindergeldberechtigt war, da sie aufgrund
einer Elternzeit vom Schulbesuch beurlaubt und somit keiner Berufsausbildung nachgegangen war
(kindergeldrechtliche Voraussetzung).

Die Kasse forderte daher das Kindergeld zuriick, woraufhin die Kldgerin im Klageweg den
Billigkeitserlass der Riickforderung erreichen wollte. Der BFH wies ihre Klage jedoch ab und urteilte,
dass die Entscheidung der Familienkasse keinen Ermessensfehler erkennen lie. Ein Billigkeitserlass war
nach Auffassung des BFH nicht geboten, weil die Kldgerin ihre Mitwirkungspflichten verletzt hatte. Sie
hitte der Familienkasse unverziiglich mitteilen miissen, dass sie ihren Schulbesuch durch eine Elternzeit
unterbrochen hatte, so dass das Kindergeld gar nicht erst zur Auszahlung gelangt wire. Der Familienkasse
war hingegen kein Fehlverhalten anzulasten.
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Quelle: BFH, Urt. v. 20.02.2019 - III R 28/18, NV
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

15. Mehraktige Ausbildung: SchwerpunktmiBige Berufstitigkeit lisst Kindergeldanspruch
entfallen

Nach dem Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums kénnen volljdhrige
Kinder nur dann einen Kindergeldanspruch begriinden, wenn sie keiner Erwerbstitigkeit von mehr als 20
Wochenstunden nachgehen (sog. Erwerbstitigkeitspriifung).

Hinweis: Ubt das Kind - beispielsweise wihrend eines Zweitstudiums - einen Nebenjob mit mehr als
20 Wochenstunden aus, erkennen die Familienkassen bzw. Finanzimter das Kindergeld und die
Kinderfreibetrige ab.

Um dieser Erwerbstitigkeitspriifung zu entgehen und sich einen Kindergeldanspruch noch fiir Zeiten
der Folgeausbildung zu sichern, argumentieren Eltern volljahriger Kinder oft, dass samtliche
Ausbildungsginge noch zu einer einheitlichen erstmaligen Berufsausbildung gehorten, so dass noch gar
nicht in die Priifung der Erwerbstitigkeit eingestiegen werden diirfe.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun dargelegt, dass eine solch giinstige Verklammerung mehrerer
Ausbildungsginge ausscheide, wenn ein Kind nach der ersten abgeschlossenen Berufsausbildung einer
Erwerbstitigkeit nachgehe, die im Vergleich zur parallel betriebenen Folgeausbildung als Hauptsache
anzusehen sei. Im Urteilsfall hatte ein volljahriger Sohn eine Ausbildung zum Bankkaufmann
abgeschlossen und anschlieBend mit einer Wochenarbeitszeit von 31,5 Stunden als Firmenkundenberater
gearbeitet. Parallel dazu nahm er ein berufsbegleitendes Bachelorstudium im Finanzbereich auf. Die
Familienkasse verwehrte das Kindergeld ab Beginn der Erwerbstitigkeit und verwies auf das Ende der
Erstausbildung und die Uberschreitung der 20-Stunden-Grenze.

Das Finanzgericht Niedersachsen gab dem Vater des Sohnes zunichst recht und urteilte, dass
Banklehre und Bachelorstudium eine einheitliche Erstausbildung bildeten, so dass der Umfang der
Erwerbstitigkeit noch keine Rolle spiele. Der BFH hat dieses Urteil jedoch aufgehoben und eine erneute
Priifung des Sachverhalts gefordert. Es miisse anhand folgender Kriterien iiberpriift werden, ob im zweiten
Ausbildungsabschnitt die Berufstitigkeit oder die Ausbildung im Vordergrund gestanden habe:

® (Un-)Befristetes Arbeitsverhiltnis: Bindet sich das Kind lidngerfristig an einen Arbeitgeber (z.B.
durch einen unbefristeten Vertrag), spricht dies dafiir, dass das Arbeitsverhéltnis im
Vordergrund steht, so dass der Kindergeldanspruch entfillt.

® Zeitanteile: MaBgeblich ist auch, welchen zeitlichen Umfang die Berufstitigkeit und die
Folgeausbildung einnehmen.

® Verwertung des Berufsabschlusses: Nutzt das Kind in seiner Erwerbstitigkeit bereits seine
Qualifikation aus dem ersten Ausbildungsgang, kann dies ein Indiz fiir eine schwerpunktmiBige
Berufstitigkeit sein (kein Kindergeld). Anders ist der Fall gelagert, wenn das Kind nach seinem
Abschluss lediglich einem Aushilfsjob nachgeht.
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® Flexible Arbeitszeitverteilung: Wird die Arbeitszeit vom Arbeitgeber so verteilt, dass sie sich
dem jeweiligen Ausbildungsplan flexibel anpasst, spricht dies dafiir, dass die Ausbildung im Vordergrund

steht.
Quelle: BFH, Urt. v. 20.02.2019 - III R 27/18, NV
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de

Information fiir:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

16. Riester-Rente: Sonderausgabenabzug bei mittelbarer Zulageberechtigung

Man weil} ja, wie wichtig es ist, fiir das Alter vorzusorgen. Deshalb wird beispielsweise die
Riester-Rente besonders gefordert: durch staatliche Zulagen und die Moglichkeit, die geleisteten
Beitrige samt Zulagen als Sonderausgaben von der Einkommensteuer abzuziehen. Um in den Genuss
der Forderung zu kommen, muss man einige Voraussetzungen erfiillen: etwa zum begiinstigten
Personenkreis der rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer gehoren oder iiber eine
Zugehorigkeit des Ehegatten mittelbar begiinstigt sein.

Was aber gilt, wenn eine Person zwar iiber den Ehegatten (mittelbar) begiinstigt ist, die Zentrale
Zulagenstelle fiir Altersvermogen (ZfA) dem Finanzamt aber mitteilt, dass diese Person nicht
begiinstigt sei, und das Finanzamt darauthin den Sonderausgabenabzug versagt? Hieriiber musste das
Finanzgericht Diisseldorf (FG) bei einem gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagten Ehepaar
entscheiden.

Die Ehefrau erzielte Einkiinfte aus nichtselbstidndiger Tatigkeit, war also unmittelbar
zulageberechtigt, der Ehemann hatte - nach einem Wechsel in die Stellung eines Kommanditisten -
nur noch Einkiinfte aus Gewerbebetrieb. Die Eheleute machten ihre Versicherungsbeitrige zur
Riester-Rente als Sonderausgaben geltend und gaben dabei (ordnungsgemif) an, dass der Ehemann
nur mittelbar zulageberechtigt sei. Das Finanzamt veranlagte sie erklarungsgeméiB. Spéter teilte die
ZfA dem Finanzamt allerdings mit, dass der Ehemann nicht zum berechtigten Personenkreis gehore,
woraufhin das Finanzamt den Abzug der Versicherungsbeitrige des Ehemannes als Sonderausgaben
strich.

Das FG bestitigte jedoch die Abzugsberechtigung der Eheleute: In der gesetzlichen
Rentenversicherung pflichtversicherte Personen konnen ihre Beitrige zu einem Riester-Vertrag als
Sonderausgaben abziehen. Dazu miissen sie zustimmen, dass die ZfA dem Finanzamt jihrlich
mitteilt, dass sie zum begiinstigten Personenkreis gehoren. Der Ehemann aus dem Streifall war nicht
in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert und damit nicht unmittelbar
zulageberechtigt. Und eine mittelbare Zulageberechtigung reicht nicht aus, um einen eigenen
Sonderausgabenabzug in Anspruch zu nehmen. Aber seine Beitrige konnen durchaus bei seiner
Ehefrau bis zum Hochstbetrag beriicksichtigt werden. Die Mitteilung der ZfA berechtigt das
Finanzamt nicht, die Beitrige des Mannes einfach unberiicksichtigt zu lassen. Vielmehr muss das
Finanzamt im Zweifelsfall im Besteuerungsverfahren die Richtigkeit einer solchen Mitteilung
iiberpriifen. Und entgegen der Mitteilung des ZfA war der Ehemann im Streitfall mittelbar
zulageberechtigt, wodurch seine Beitriige bei der Ehefrau als Sonderausgaben beriicksichtigt werden
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17.

konnten.

Hinweis: Gegen dieses Urteil ist bereits eine Revision vor dem Bundesfinanzhof anhiingig und das
FG Hamburg hat in einem &dhnlichen Fall anders entschieden als das FG Diisseldorf. Es bleibt also
spannend und wir informieren Sie iiber die weiteren Entwicklungen, sobald diese spruchreif sind.

Quelle: FG Diisseldorf, Urt. v. 21.03.2019 - 11 K 311/16 E, Rev. (BFH: X R 16/19)
Fundstelle: www.justiz.nrw.de
Information fiir:  alle

zum Thema: Einkommensteuer

Organschaft: Abfiihrung des ganzen Gewinns bei atypisch stiller Gesellschaft

Bei der ertragsteuerlichen Organschaft ist es erforderlich, dass die Organgesellschaft
(Tochtergesellschaft) mit dem Organtriger (Muttergesellschaft) einen Ergebnisabfithrungsvertrag schlief3t.
Das Steuerrecht verlangt, dass sich die Organgesellschaft in diesem Vertrag verpflichtet, ihren ganzen
Gewinn an den Organtriger abzufiihren.

Problematisch sind daher immer Fille, in denen sich jemand an der Organgesellschaft beteiligt (z.B.
Minderheitsgesellschafter) und daher einen Teil des Gewinns erhilt.

In einem kiirzlich vor dem Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern (FG) entschiedenen Fall war
eine AG alleinige Gesellschafterin einer GmbH. Die AG beteiligte sich neben ihrer Gesellschafterstellung
atypisch still an der GmbH und erhielt laut Vertrag iiber diese Konstellation 10 % des Gewinns der
GmbH.

Das zustiindige Finanzamt vertrat die Meinung, dass die GmbH nicht ihren "ganzen" Gewinn an die
AG abgefiihrt habe, wohingegen die Kldgerin der Auffassung war, dass letztendlich der gesamte Gewinn
bei der Organtrigerin angekommen sei.

Die Richter des FG hingegen pflichteten dem Finanzamt bei. Allerdings war diese Frage derart
strittig, dass sie die Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) zulieen. Davon machte die Kldgerin
Gebrauch.

Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob der BFH dieselbe Auffassung vertreten wird. In entsprechenden
Fillen sollten Sie gemeinsam mit Threm steuerlichen Berater Einspruch einlegen.

Quelle: FG Mecklenburg-Vorpommern, Urt. v. 05.09.2018 - 1 K 396/14, Rev. (BFH: I
R 33/18)
Fundstelle: www.mv-justiz.de

Information fiir:  GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Korperschaftsteuer
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18.

19.

Spin-off: Keine steuerpflichtige Sachausschiittung

Grofle Konzerne miissen sich aufgrund dulerer Gegebenheiten (z.B. Wettbewerbsrecht,
Marktverdanderungen, Standortverdnderungen) von Zeit zu Zeit umstrukturieren. Bei borsennotierten
Unternehmen sind diese Umstrukturierungen sehr transparent, da sie einerseits bei der Borsenaufsicht
angezeigt werden miissen und sich andererseits unmittelbar auf die (zahlreichen) Aktionédre auswirken.
Wie sich diese Umstrukturierungen steuerlich auswirken, hatte das Finanzgericht Diisseldorf (FG), hier im
Falle von Hewlett Packard, zu entscheiden

Die Hewlett-Packard Company (HPC) fiihrte eine "Kapitalmanahme" durch und @nderte ihren
Namen zum 31.10.2015 in Hewlett-Packard Incorporated (HPI). AnschlieBend iibertrug sie zum
01.11.2015 ihr B2B-Geschéft durch "Spin-off" auf ihre Tochtergesellschaft, Hewlett Packard Enterprise
(HPE). Die bisherigen Aktionédre der HPC erhielten eine Aktie der HPI und zusitzlich eine Aktie der HPE.
Diese zusitzliche Aktie beriicksichtigten die Banken bei der Erstellung der Steuerbescheinigungen als
steuerpflichtige Sachausschiittung.

Auf Widerspruch eines Aktionérs bestitigte das zustidndige Finanzamt unter Berufung auf ein
BMF-Schreiben vom 20.03.2017 die Richtigkeit der Steuerfestsetzung. Der Aktionir klagte erfolgreich
vor dem FG mit der Begriindung, bei dem Spin-off handle es sich um einen erfolgsneutralen, das heift
nicht zu besteuernden Vorgang. Die Richter bestitigten diese Sichtweise und widersprachen somit der
Verwaltungsmeinung: Die Zuteilung der Aktien der HPE im Rahmen des Spin-offs sei kein
steuerpflichtiger Vorgang. Es handle sich um eine Abspaltung im Sinne des Umwandlungssteuerrechts,
die fiir den Anteilsinhaber keine steuerliche Relevanz habe.

Hinweis: Das Urteil zeigt eindrucksvoll, dass von Banken erstellte Steuerbescheinigungen unter
Umstédnden falsch sein konnen. Es lohnt sich daher (insbesondere aber bei aulergewdhnlichen
Sachverhalten und/oder hohen Betrigen), einen Steuerberater zu konsultieren.

Quelle: FG Diisseldorf, Urt. v. 29.01.2019 - 13 K 2119/17 E, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.fg-duesseldorf.nrw.de
Information fiir:  Kapitalanleger

zum Thema: Korperschaftsteuer

Kreditgewihrung als eigenstindige Leistung: Anpassung des
Umsatzsteuer-Anwendungserlasses

Das Bundesfinanzministerium hat am 08.11.2017 ein Schreiben zur umsatzsteuerlichen Behandlung
einer Kreditgewdhrung verdffentlicht. Die Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses sind in
diesem Zusammenhang angepasst worden.

Bereits der Europiische Gerichtshof (EuGH) und nachfolgend der Bundesfinanzhof haben im Jahr
2013 entschieden, dass ein Unternehmer, der eine Bauleistung fiir ein Studentenwerk erbringt, die mit
einer 20-jihrigen Finanzierung des Bauvorhabens durch ihn verbunden ist, neben einer
umsatzsteuerpflichtigen Werklieferung eine eigenstindige umsatzsteuerfreie Kreditgewihrung leistet.
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20.

Nach Auffassung des EuGH ist eine Werklieferung bei gleichzeitiger Finanzierung kein einheitlicher
Umsatz, da sie nicht als derart eng miteinander verbunden anzusehen seien. Die Finanzierung erfiille im
Wesentlichen einen eigenen Zweck.

Hinweis: Die Finanzverwaltung setzt diese Rechtsprechung nun fiir alle offenen Fille um und hat den
Umsatzsteuer-Anwendungserlass entsprechend geéndert. Im Einzelfall ist immer zu priifen, ob die
Leistungen jeweils umsatzsteuerlich getrennt oder als eine einheitliche Leistung zu beurteilen sind. Eine
gesonderte Rechnungsstellung sowie die eigensténdige Bildung eines Leistungspreises sprechen fiir das
Vorliegen eigenstiandiger Leistungen.

Quelle: BMF-Schreiben v. 08.11.2017 - 11 C 2 - S 7100/13/10007
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Steuerbefreiung bei Vermietung mit Einrichtungsgegenstinden: Anpassung durch das BMF

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 08.12.2017 ein Schreiben zur Umsatzsteuerbefreiung
bei Vermietung und Verpachtung von Grundstiicken mit Einrichtungsgegenstéinden veroffentlicht. Die
Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses sind in diesem Zusammenhang angepasst worden.

Nachdem der Bundesfinanzhof bereits im Jahr 2015 festgestellt hat, dass die Uberlassung von
Einrichtungsgegenstinden grundsitzlich eine Nebenleistung zu einer Vermietungsleistung darstellt, hat
die Finanzverwaltung ihre bisher gegenteilige Rechtsauffassung nun aufgegeben. Die Steuerbefreiung der
Vermietung erstreckt sich somit auch auf mitvermietete oder mitverpachtete Einrichtungsgegenstinde
(z.B. bewegliches Biiromobiliar, bewegliches Inventar eines Seniorenheims).

Wenn ein Unternehmer Einrichtungsgegenstinde als Nebenleistungen im Rahmen einer steuerfreien
Vermietungsleistung iiberlasst, ist er aus der Anschaffung und Instandhaltung der
Einrichtungsgegenstinde nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. Es ist bei jetzt erfolgender steuerfreier
Uberlassung eine Vorsteuerberichtigung vorzunehmen. Zudem ist zu priifen, ob bei
Dauerschuldverhiltnissen eine Korrektur der Dauerrechnung wegen unrichtigen Umsatzsteuerausweises
notig ist.

Hinweis: Die Grundsitze dieses Schreibens sind auf alle offenen Fille anzuwenden. Fiir Umsitze, die
vor dem 01.01.2018 ausgefiihrt worden sind, beanstandet es die Finanzverwaltung nicht, wenn der
Unternehmer seine Leistungen als umsatzsteuerpflichtig behandelt.

Quelle: BMF-Schreiben v. 08.12.2017 - III C 3 - § 7168/08/10005
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer
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22.

Vorhandensein eines Wasserfahrzeugs: Umsatzsteuer-Anwendungserlass erneut angepasst

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sein Schreiben zur Steuerbefreiung der Umsétze fiir die
Seeschifffahrt und fiir die Luftfahrt ergéinzt und insbesondere zum Zeitpunkt des Vorhandenseins eines
Seeschiffs Stellung genommen. Die Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses sind in diesem
Zusammenhang angepasst worden.

Das BMF hat sich bereits im Oktober 2017 im Hinblick auf ein Urteil des Europdischen Gerichtshofs

mit der Frage beschiiftigt, wann Umsitze fiir die Seeschifffahrt und Luftfahrt steuerbefreit sind. Im Fokus
des damaligen Schreibens standen die Steuerbefreiungen fiir bestimmte Dienstleistungen, zum Beispiel
Be- und Entladedienstleistungen, die fiir den Verfiigungsberechtigten dieser Ladung erbracht wurden.

Aufgrund zahlreicher Zweifelsfragen aus der Praxis wurde der Umsatzsteuer-Anwendungserlass im
September 2018 angepasst. Es blieben jedoch weitere Fragen offen. Daher hat sich das BMF aktuell zum
Zeitpunkt des Vorhandenseins eines Seeschiffs geduBert und fiihrt aus, dass ein Wasserfahrzeug ab dem
Zeitpunkt seiner Abnahme durch den Besteller als "vorhanden" anzusehen sei.

Hinweis: Diese Grundsitze sind auf alle offenen Fille anzuwenden. Die Finanzverwaltung
beanstandet es jedoch nicht, wenn fiir vor dem 01.07.2019 ausgefiihrte Umsétze die bisher geltende
Rechtslage angewendet wird. Es sind also keine Rechnungsberichtigungen fiir das Jahr 2018 und das 1.
Halbjahr 2019 notwendig.

Quelle: BMF-Schreiben v. 18.06.2019 - II1 C 3 - S 7155/19/10001 :001
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Umsatzsteuerliche Organschaft: Beendigung und deren Folgen

Die Oberfinanzdirektion Niedersachsen (OFD) hat zur Beendigung einer Organschaft und deren
Folgen Stellung genommen. Im Fokus stehen hier insbesondere die Griinde fiir das Ende einer
Organschaft.

Fiir die Zurechnung von Umsitzen ist der Zeitpunkt des Umsatzsteuer auslosenden Ereignisses
entscheidend. Im Falle der Besteuerung nach vereinbarten Entgelten ist dies regelmiBig der Zeitpunkt der
Leistungserbringung. Erbringt eine Organgesellschaft Leistungen vor Beendigung der Organschaft, sind
diese dem Organtrdger zuzurechnen. Liegt dagegen der Zeitpunkt der Leistungserbringung nach
Beendigung der Organschaft, sind die Leistungen grundsitzlich der Organgesellschaft zuzurechnen.
Unerheblich ist dabei der Zeitpunkt der Rechnungserteilung sowie der Zeitpunkt der Entstehung der
Steuer.

Der Leistungsbezug ist auch fiir den Vorsteuerabzug als auslosendes Ereignis entscheidend.
Vorsteuern aus Leistungen, die eine Organgesellschaft vor Beendigung der Organschaft bezieht, stehen
dem Organtrédger zu. Entsprechend sind Vorsteuern aus Leistungen, die die Organgesellschaft nach
Beendigung der Organschaft bezieht, nur von der Organgesellschaft abzugsfihig.
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Welche Gestaltungsmoglichkeiten vor Erdffnung des Insolvenzverfahrens zu keiner Beendigung der
Organschaft fithren, wird im Einzelnen in der Verfiigung der OFD erlédutert. Es wird dabei insbesondere
auf zahlreiche Griinde eingegangen, die zur Beendigung der Organschaft fithren konnen.

Wihrend die Liquidation einer Organgesellschaft, solange sie noch nicht abgeschlossen ist, stets

nicht zum Ende einer Organschaft fiihrt, soll die Liquidation des Organtrigers regelméfig die Organschaft
beenden, weil mit der Einstellung der aktiven unternehmerischen Téatigkeit die wirtschaftliche
Eingliederung der Organgesellschaft in das Unternehmen des Organtragers entfillt.

Zudem muss eine Betriebsverdulerung des Organtrigers nicht grundsétzlich zur Beendigung der
umsatzsteuerlichen Organschaft fithren. Nach Auffassung der OFD dauert eine Organschaft bei
vorldufiger Eigenverwaltung unter Aufsicht eines Sachwalters an.

Hinweis: Bei einer Organschaft handelt es sich um mehrere rechtlich selbstindige Unternehmen, die
in einem Uber- bzw. Unterordnungsverhiltnis zueinander stehen. Im Falle einer Organschaft werden diese
Unternehmen zusammengefasst, so dass sie wie ein einziges Steuersubjekt behandelt werden. Dadurch
konnen Verluste mit Gewinnen sofort saldiert werden, was erhebliche Liquiditits- und Zinsvorteile mit
sich bringt.

Quelle: OFD Niedersachsen, Vfg. v. 27.07.2017 - S 7105 - 49 - St 186
Fundstelle: www.steuer-telex.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Européischer Gerichtshof: Versagung des Vorsteuerabzugs bei Anwendbarkeit des
Reverse-Charge-Verfahrens

Der Europdische Gerichtshof (EuGH) hat kiirzlich entschieden, dass die Steuerverwaltung berechtigt
ist, den Vorsteuerabzug aus einer mit Umsatzsteuer ausgestellten Rechnung zu verweigern, wenn die
Rechnung nach den Regelungen des Reverse-Charge-Verfahrens hitte ausgestellt werden miissen.

In der Rechtssache ging es um einen Unternehmer, der von Dienstleistungserbringern Rechnungen
mit Umsatzsteuerausweis erhielt. Er bezahlte die Rechnungen, zog die ausgewiesenen Vorsteuerbetrige ab
und beantragte deren Erstattung. Die Steuerverwaltung versagte dies, da die Rechnungen ohne
Steuerausweis oder mit dem Hinweis auf den Ubergang der Steuerschuld hiitten ausgestellt werden
miissen.

Dem EuGH wurde daraufhin unter anderem die Frage vorgelegt, ob die
Mehrwertsteuersystem-Richtlinie dahingehend auszulegen ist, dass der Vorsteuerabzug versagt werden
kann, wenn die Rechnungen richtigerweise nach dem Reverse-Charge-Verfahren hitten ausgestellt werden
miissen.

Der EuGH stellte klar, dass im Fall der Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens keine
Umsatzsteuerzahlung vom Leistungsempfinger an den leistenden Unternehmer erfolge. Der Empfianger
habe grundsitzlich Umsatzsteuer zu entrichten, konne diese aber wieder in Abzug bringen. Zudem fiihrte
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der EuGH aus, dass die geschuldete Umsatzsteuer, deren Steuerabzug der Unternehmer beantragte, gar
nicht entrichtet worden sei. Dies sei jedoch eine materiell rechtliche Voraussetzung fiir die Regelung iiber
die Verlagerung der Steuerschuld.

Die Steuerbehorde sei allerdings nicht dazu verpflichtet, vor Ablehnung des Antrags auf
Vorsteuerabzug zu priifen, ob Rechnungen von den Ausstellern auf der Grundlage einer nationalen
Regelung dazu berechtigt werden konnten oder ob ein Anspruch auf Erstattung der Steuer gegeniiber den
Behorden bestehe.

Aufgrund der Neutralitit der Mehrwertsteuer konne der Leistungsempfinger einen Antrag auf
Steuererstattung an die Behorden stellen, wenn die Steuerriickforderung vom Rechnungsaussteller
unmoglich oder iibermifBig schwierig sei (bei Zahlungsunfihigkeit des Erbringers). Voraussetzung hierfiir
sei jedoch, dass die Steuer vom leistenden Unternehmer zuvor tatsidchlich gezahlt worden sei.

Hinweis: Mit diesem Urteil bestétigt der EuGH seine stindige Rechtsprechung. Auch nach

deutschem Recht ist bei Nichtbeachtung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempféngers neben einer
Nacherhebung der Steuer beim Leistungsempfianger grundsétzlich auch eine Umsatzsteuerberichtigung
beim Rechnungsaussteller moglich.

Quelle: EuGH, Urt. v. 11.04.2019 - C-691/17
Fundstelle: www.curia.europa.eu
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage: Rabattgewihrung in grenziiberschreitender
Lieferkette

Erstattet der erste Unternehmer in einer Lieferkette dem letzten Abnehmer einen Teil des von ihm
bezahlten Leistungsentgelts oder gewihrt er ihm einen Rabatt, mindert sich die Bemessungsgrundlage fiir
den Umsatz des ersten Unternehmers. Das hat der Européische Gerichtshof (EuGH) bereits im Oktober
1996 entschieden.

Die Finanzverwaltung macht die Minderung der Bemessungsgrundlage davon abhéngig, dass der den
Rabatt gewéhrende Unternehmer eine im Inland steuerpflichtige Lieferung erbringt und dass die Leistung
an den begiinstigten Abnehmer im Inland steuerpflichtig ist. In diesem Fall liegt kein
Umsatzsteueriiberhang des Fiskus vor.

Die Kldgerin war im Urteilsfall eine Kommanditgesellschaft (KG), die Beschlagtechnik fiir Fenster
und Tiiren sowie Motorik und Sensorik zur Automatisierung von Liiftungs- und Geb&dudetechnik
produzierte. Im Rahmen einer Umsatzsteuer-Sonderpriifung stritten die Beteiligten dariiber, ob die
Gewihrung eines Rabatts an einen in der Leistungskette nicht unmittelbar nachfolgenden Abnehmer auch
dann zur Minderung der umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage beim direkten Abnehmer (mittlerer
Unternehmer) fiithrte, wenn zwar die Lieferung an den direkten Abnehmer, nicht aber die Lieferung des
mittleren Unternehmers an den begiinstigten Abnehmer (Rabattempfinger) im Inland steuerpflichtig war.
Das Finanzamt versagte hier den Vorsteuerabzug.
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Die Klage hatte keinen Erfolg. Laut Finanzgericht Miinster lehnte das Finanzamt gegeniiber der KG
zu Recht eine Herabsetzung der Bemessungsgrundlage in Hohe der gewihrten Rabatte ab. Das
EuGH-Urteil aus dem Jahr 1996 sei nur begrenzt auf inlindische Leistungsketten anwendbar.

Offen blieb, ob bei Herstellerrabatten in Lieferketten an einen nicht unmittelbar nachfolgenden
Abnehmer auch dann die Bemessungsgrundlage fiir den Umsatz des Herstellers bei seinem unmittelbar
nachfolgenden Abnehmer zu mindern ist, wenn die Lieferung an den begiinstigten Abnehmer eine
steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung darstellt.

Hinweis: Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelassen.

Quelle: FG Miinster, Urt. v. 28.03.2019 - 5 K 2481/16 U, Rev. zugelassen
Fundstelle: www. justiz.nrw.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Kein Vorsteuerabzug: BloBe Gattungsbezeichnung auch im Niedrigpreissegment unzureichend

Das Finanzgericht Miinster hat kiirzlich entschieden, dass auch bei Textilien im Niedrigpreissegment
die blofe Gattungsbezeichnung keine ordnungsmifige Leistungsbeschreibung darstellt. In diesem Fall ist
der Leistungsempfianger nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Der betroffene Unternehmer fiihrte einen Grohandel mit Textilien, die importiert bzw. exportiert
wurden. Im Rahmen einer Umsatzsteuer-Sonderpriifung versagte das Finanzamt den Vorsteuerabzug aus
diversen Rechnungen aufgrund mangelhafter Warenbezeichnung. In den Rechnungen wurden die Waren
lediglich mit Stichworten wie "Blusen", "Jacken", "Pullover", "T-Shirts", "Tops" oder "Récke" bezeichnet.
Der Unternehmer vertrat die Auffassung, dass im TextilgroBhandel, insbesondere im Niedrigpreissektor,
detailliertere Bezeichnungen nicht handelsiiblich seien.

Die Klage hatte jedoch keinen Erfolg. Eine Rechnung miisse Angaben tatsédchlicher Art enthalten, die
eine Identifizierung der Leistung ermdglichten, um eine mehrfache Abrechnung der Leistung
auszuschliefen. Die Waren hitten demnach priziser umschrieben werden miissen (Hersteller, Modelltyp,
Schnittform, Material, Muster, Farbe, Grofe, ggf. Artikel- oder Chargennummer). Die Angabe derartiger
Merkmale sei auch im Niedrigpreissektor zumutbar.

Hinweis: Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelassen.
Quelle: FG Miinster, Urt. v. 14.03.2019 - 5 K 3770/17 U, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.justiz.nrw.de

Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: Umsatzsteuer
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27.

Umsatzsteuerbefreiung privater Arbeitsvermittler: OFD nimmt erneut Stellung

Unter Bezug auf ein Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 19.09.2016 hat die
Oberfinanzdirektion Frankfurt/Main (OFD) zur steuerlichen Behandlung der Umsitze privater
Arbeitsvermittler Stellung genommen.

Eine private Arbeits- und Arbeitnehmervermittlung stellt grundsitzlich eine steuerbare und
steuerpflichtige Leistung dar. Insbesondere die private Arbeitsvermittlung noch bzw. bereits beschiftigter
Arbeitnehmer ist umsatzsteuerpflichtig. Eine private Arbeitsvermittlung kann jedoch unter besonderen
Umsténden auch eine eng mit der Sozialfiirsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Dienstleistung
sein, die steuerfrei zu behandeln ist. Die Bundesagentur fiir Arbeit sieht fiir gemeldete
Arbeitslosengeldempfinger unter bestimmten Voraussetzungen den sogenannten Vermittlungsgutschein
als Wiedereingliederungsinstrument in den Arbeitsmarkt vor.

Mit diesem kénnen Arbeitsuchende auf Kosten der Arbeitsagentur private
Arbeitsvermittlungsleistungen in Anspruch nehmen. Die Arbeitsagentur zahlt den privaten
Arbeitsvermittlern nach erfolgreicher Vermittlung die Vergiitung, die den Arbeitsvermittlern grundsitzlich
gegeniiber den vermittelten Arbeitssuchenden zusteht.

Private Arbeitsvermittler konnen sich fiir derartige Leistungen, die von ihnen bis zum 31.12.2014
erbracht worden sind, auf die Mehrwertsteuersystem-Richtlinie berufen. Voraussetzung hierfiir ist, dass
sie ihr Honorar aufgrund eines ab dem 01.04.2012 ausgestellten Vermittlungsgutscheins erhalten haben.

Fiir Zeitrdume ab dem 01.01.2015 ist im Einzelfall zu priifen, ob eine Steuerbefreiung fiir Umsitze
privater Arbeitsvermittler zu gewihren ist. Durch das Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts
(Beitritt Kroatiens zur EU) wurde zum 01.01.2015 § 4 Nr. 15b in das Umsatzsteuergesetz eingefiigt.
Danach sind unter anderem Eingliederungsleistungen und Leistungen der aktiven Arbeitsforderung nach
dem Sozialgesetzbuch steuerfrei.

Hinweis: Fiir bereits bestandskriftige Veranlagungszeitriume ist zu beachten, dass eine Anderung
nur noch eingeschriankt moglich ist. Es ist daher zu priifen, ob es damals eine Rechnung an den
Arbeitssuchenden mit gesondertem Steuerausweis gegeben hat. Soweit die Rechnung ohne gesonderten
Steuerausweis ausgestellt worden ist, bleibt es bei der bestandskriftigen Umsatzsteuerfestsetzung.

Quelle: OFD Frankfurt/Main, Vfg. v. 29.04.2019 - S 7171 A - 003 - St 16
Fundstelle: www.steuer-telex.de
Information fiir: ~ Arbeitgeber und Arbeitnehmer

zum Thema: Umsatzsteuer

Fernverkehr: Bald 7 % Umsatzsteuer auf Fahrkarten?

Die Besteuerung des offentlichen Personentransports ist EU-weit unterschiedlich geregelt. Dadnemark
hat einen allgemeinen Umsatzsteuersatz von 25 %, fiir die Personenbeférderung liegt dieser bei 0 %. In
Belgien greift ein Umsatzsteuersatz fiir die Personenbeforderung von 6 %. Auch in Frankreich gibt es
einen ermifBigten Umsatzsteuersatz von 7 % auf Personentickets. In Deutschland gilt der ermiBigte
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Umsatzsteuersatz von 7 % nur bei Fahrten bis 50 km. Fir weitere Strecken sind 19 % anzusetzen.

Die Bundesregierung nahm nun zu dieser Frage einiger Abgeordneter und der FDP-Fraktion Stellung.
Danach fiihre eine Reduzierung des Umsatzsteuersatzes auf Fahrkarten im Fernverkehr auf den fiir den
Nahverkehr iiblichen Satz von 7 % zu jdhrlichen Umsatzsteuer-Mindereinnahmen in Héhe von 500 Mio.
EUR. Zudem sei die UmsatzsteuerermiBigung fiir den Nahverkehr aus sozial- und verkehrspolitischen
Griinden eingefiihrt worden, um den Nahverkehr mit seinen vorwiegend unter sozialen Gesichtspunkten
ausgestalteten Tarifen zu begiinstigen und den besonderen Verkehrsverhiltnissen in den Ballungsgebieten
der GrofBstddte Rechnung zu tragen. Ein geeigneter Hebel fiir die Verlagerung von Verkehr auf die
Schiene sei die Erhohung der Attraktivitit des Bahnfahrens.

Hinweis: Die Deutsche Bahn AG geht davon aus, dass eine Steuersenkung bei Zugtickets ca. 5 Mio.
zusitzliche Fahrgéste pro Jahr bringen wiirde.

Quelle: BT-Drucks. 19/10805 v. 11.06.2019
Fundstelle: www.bundestag.de
Information fiir:  alle

zum Thema: Umsatzsteuer

Mobile Hauskrankenpflege: Schadet eine Darlehensvergabe der Gewerbesteuerfreiheit?

Wenn Sie ein Gewerbe betreiben, dann sind Sie in der Regel auch gewerbesteuerpflichtig. Als
Ausnahme von dieser Regel sind unter anderem Einrichtungen zur ambulanten Pflege kranker und
pflegebediirftiger Personen von der Gewerbesteuer befreit. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG)
musste in einem Streitfall entscheiden, ob die steuerfreie Tétigkeit solcher Einrichtungen auch das
Erzielen von Zinsertrigen und Provisionen umfassen darf.

Die Kligerin - eine GmbH - erbrachte Pflegeleistungen gegeniiber kranken Personen (mobile
Hauskrankenpflege). 2009 erwarb Frau B samtliche Anteile an der GmbH von Frau C und iibernahm
spiter auch die Geschiftsfithrung der GmbH. Zur Finanzierung der Anteilsiibernahme nahm die GmbH
selbst ein Bankdarlehen auf und gewihrte Frau B dann ein Darlehen zu den gleichen Konditionen. Mit
diesem Darlehen bezahlte Frau B (anteilig) den Kaufpreis an Frau C. Die GmbH gewihrte Frau B zudem
ein weiteres Darlehen aus eigenem Vermogen.

In den Streitjahren 2009 bis 2011 erzielte die GmbH saldierte Zinsertrige (Einnahmen abziiglich
Aufwendungen) sowie Provisionseinnahmen. Nach einer AuBlenpriifung war das Finanzamt der Meinung,
die Zinsertrage und Provisionen seien gewerbesteuerpflichtig.

Nach Ansicht des FG war die hiergegen gerichtete Klage der GmbH begriindet: Das Finanzamt hatte
ihr félschlicherweise einen positiven Gewerbeertrag unterstellt. Denn Einrichtungen zur ambulanten
Pflege sind von der Gewerbesteuer befreit. Um genau zu sein, bezieht sich die Steuerbefreiung nicht auf
den Rechtstriger - im Streitfall die GmbH - mit seinem gesamten Gewerbeertrag, sondern nur auf die
Tatigkeit der Pflegeeinrichtung. Erzielt der Rechtstriger aulerhalb der Einrichtung Ertrége, so unterliegen
diese durchaus der Gewerbesteuer.
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Im Streitfall hat die GmbH durch die Erzielung der Zinseinkiinfte aber weder einen eigenen
Geschifts- bzw. Gewerbebetrieb begriindet noch hat sie besondere organisatorische Vorkehrungen
getroffen. Zwar war die Hingabe des Darlehens an die Gesellschafterin B eine nachhaltige Tatigkeit, durch
die Einnahmen erzielt wurden. Aber diese ging nicht iiber eine Vermogensverwaltung hinaus, war also
kein wirtschaftlicher Geschiftsbetrieb. Die Darlehensgewidhrung resultierte vielmehr aus der
Finanzierungsstruktur beim Unternehmenserwerb. Nach Ansicht des FG waren die ZInsertrige also
mittelbar durch den Pflegebetrieb veranlasst. Und auch die Provisionseinkiinfte hingen mit dem
Pflegebetrieb zusammen, so dass sie ebenfalls gewerbesteuerfrei waren.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 12.02.2019 - 8 K 8030/15, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de
Information fiir:  GmbH-Gesellschafter/-GF

zum Thema: Gewerbesteuer

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung: Miissen auch Nebenkosten von Leasingvertrigen
einbezogen werden?

Wenn Sie ein Wirtschaftsgut leasen, konnen Sie die Leasingraten in Threr Gewinnermittlung als
Aufwendungen beriicksichtigen. Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags fiir die Gewerbesteuer muss
allerdings ein Teil der Leasingraten wieder hinzugerechnet werden. Uber die Frage, ob hierbei die gesamte
Leasingrate beriicksichtigt werden muss oder ob die in Rechnung gestellten Nebenkosten herausgerechnet
werden konnen, musste das Finanzgericht Miinchen (FG) entscheiden.

Eine GmbH hatte auf Basis von langfristigen Leasingvertrigen eine Anlage von der X KG gemietet.
Die dafiir zu leistenden Zahlungen setzten sich aus laufenden Mietzahlungen und einem
Verwaltungskostenbeitrag zusammen. Des Weiteren hatte die GmbH als Leasingnehmerin gegen
Nachweis weitere Mietnebenkosten zu erstatten (z.B. fiir vom Leasinggeber abgeschlossene
Versicherungen). Alle Betriebs-, Unterhalts- und Erhaltungskosten sowie Reparaturen waren von der
GmbH zu tragen.

Nach einer Auflenpriifung dnderte das Finanzamt die Festsetzung der Gewerbesteuermessbetrige: Es
rechnete die von der Leasingnehmerin getragenen Mietnebenkosten hinzu, die diese zuvor nicht
beriicksichtigt hatte. Die Kosten wurden nach dem Verhiltnis der Leasingraten fiir bewegliche und
unbewegliche Wirtschaftsgiiter aufgeteilt.

Das FG bestitigte, dass die Leasingraten seit 2008 den Miet- und Pachtzinsen gleichgestellt sind.
Somit ist ein Viertel von einem Fiinftel der Leasingraten hinzuzurechnen. Da gesetzlich nicht festgelegt
ist, welche Bestandteile zu einer Leasingrate zéhlen, ist der Begriff Leasingrate in einem wirtschaftlichen
Sinn zu verstehen. Nach Ansicht des FG spricht fiir diese Sichtweise, dass der Umfang der
gewerbesteuerlichen Hinzurechnungen nicht durch die Vertragsfreiheit der Vertragsparteien bestimmt
werden sollte. Auch ist es fiir die Hinzurechnung nicht relevant, dass die Nebenkosten einen
Finanzierungsanteil enthalten.
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Quelle: FG Miinchen, Urt. v. 22.10.2018 - 7 K 2239/16

Fundstelle: www.gesetze-bayern.de
Information fiir:  Unternehmer
zum Thema: Gewerbesteuer

30. Abschlag bei Grundsteuer: Wann der Abbruch eines Hauses (nicht) vorhersehbar ist

Berechnungsgrundlage fiir die Grundsteuer ist der Einheitswert des Grundbesitzes. Bei Gebduden, die
auf fremdem Grund und Boden errichtet worden sind, kann nach dem Bewertungsgesetz ein Abschlag
vorgenommen werden, sofern vereinbart wurde, dass das Gebdude nach Ablauf der Miet- oder Pachtzeit
abzureiflen ist. Dieser "Abrissbonus" darf wiederum nicht beansprucht werden, wenn vorauszusehen ist,
dass das Gebédude trotz der Abrissverpflichtung nicht abgerissen werden wird. Nach welchen Kriterien
diese Vorhersehbarkeit zu priifen ist, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) beleuchtet.

Im zugrundeliegenden Fall hatten Eheleute eine Parzelle in einer ehemaligen Kleingartenkolonie
gepachtet. Ein darauf errichtetes Steinhaus mit Wintergarten hatten sie der Vorpéachterin abgekauft. Im
Pachtvertrag war geregelt, dass das Gebdude zwar geduldet, bei Beendigung des Pachtverhiltnisses jedoch
auf Wunsch der Verpichter zu entfernen war. Mit dem Finanzamt stritten die Eheleute dariiber, ob die
vertragliche Abbruchverpflichtung den Ansatz eines Abschlags rechtfertigt oder vorhersehbar war, dass
das Gebdude trotz der Verpflichtung nicht abgerissen wird, so dass die Besteuerung abschlagsfrei erfolgen
muss.

In erster Instanz entschied das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG), dass kein Abschlag zu
gewdhren sei. Mit dem Abbruch des Hauses war nach Meinung des FG zum mal3geblichen
Feststellungszeitpunkt nicht zu rechnen, da die Verpachtung der Parzellen in der Siedlung zu
Wohnzwecken bereits seit 1945 andauerte.

Der BFH hob die finanzgerichtliche Entscheidung auf und erklirte, die getroffenen Feststellungen
des FG geniigten nicht, um von einem Nichtabbruch des Gebédudes auszugehen. Die Bundesrichter
betonten, dass es konkrete Anhaltspunkte dafiir geben miisse, dass es nicht zu einem Abbruch komme.
Eine gewisse Wahrscheinlichkeit geniige hierfiir nicht. Die vom FG angefiihrte langjdhrige Nutzung der
Siedlung zu Wohnzwecken allein sei kein tragfiahiger Grund, um von einem Fortbestand des Gebdudes
auszugehen. Es fehlten Feststellungen dazu, ob die Pachtvertriage der anderen Péchter in der
Vergangenbheit stillschweigend oder ausdriicklich verlangert oder ob sie von vornherein fiir eine lange
Laufzeit abgeschlossen worden seien. Auch der Pachtvertrag der Vorpéchterin miisse niher beleuchtet
werden.

Hinweis: In einem zweiten Rechtsgang muss das FG nun néhere Feststellungen zur Vorhersehbarkeit
des Nichtabbruchs des Gebidudes treffen. Der Entscheidungsfall zeigt, dass Finanzimter und Gerichte den
Abschlag nicht vorschnell verwehren diirfen, nur weil die Nutzung zu Wohnzwecken weit in die
Vergangenheit zuriickreicht.
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Quelle: BFH, Urt. v. 16.01.2019 - II R 19/16
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Hausbesitzer

zum Thema: iibrige Steuerarten

31. Einbringung eines Grundstiicks: Spiitere Verminderung der Beteiligung muss angezeigt
werden

Geht ein Grundstiick von mehreren Miteigentiimern auf eine Gesamthand, zum Beispiel eine
Gesellschaft biirgerlichen Rechts (GbR), iiber, so wird auf diesen Vorgang keine Grunderwerbsteuer
erhoben, soweit die Eigentumsbruchteile der Grundstiickseigentiimer ihrem Anteil an der Gesamthand
entsprechen.

Hinweis: Die Steuerfreistellung entféllt jedoch, soweit sich innerhalb von fiinf Jahren nach der
Grundstiickseinbringung die Anteilsverhiltnisse in der Gesamthand veréndern.

Wie teuer eine Anteilsverschiebung sein kann, zeigt ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs (BFH), in
dem der Alleineigentiimer eines Grundstiicks 2008 zunéchst einen Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
von 1/25 (4 %) auf einen Geschiftspartner iibertragen hatte. Beide griindeten noch am selben Tag eine
GbR mit identischen Beteiligungsverhiltnissen (96 % und 4 %), in die sie ihre Miteigentumsanteile am
Grundstiick einbrachten, und erklérten die Auflassung.

Ein halbes Jahr spiter iibertrug der frithere Alleineigentiimer einen GbR-Anteil von 46 % auf den
bisherigen Minderheitsgesellschafter, so dass nun beide zu jeweils 50 % an der GbR beteiligt waren. Das
Finanzamt stellte dies zunéchst steuerfrei, da es nur von der urspriinglichen Einbringung wusste.
Fiinfeinhalb Jahre spiter erfuhr es aber von der zeitnahen Anteilsverschiebung und forderte
Grunderwerbsteuer in Hohe von 16.560 EUR nach.

Der BFH gab dem Amt nun Riickendeckung und urteilte, dass die Voraussetzungen fiir die
Steuerfreistellung riickwirkend entfallen sind, weil die Anteilsverschiebung innerhalb der Fiinfjahresfrist
erfolgte. Die vierjdhrige Festsetzungsfrist war bei Erlass des Grunderwerbsteuerbescheids zudem noch
nicht abgelaufen, da sie durch die verspitete Anzeige der Anteilsverschiebung beim Finanzamt in ihrem
Anlauf gehemmt worden war (Beginn erst mit Ablauf des dritten Folgejahres nach dem
Steuerentstehungsjahr). Das Gericht erklérte, dass eine Anzeigepflicht nach dem Grunderwerbsteuergesetz
auch dann bestehe, wenn sich durch die Verringerung der Beteiligung - wie im Urteilsfall - der personelle
Gesellschafterbestand der Gesamthand nicht veréndere.

Quelle: BFH, Urt. v. 15.01.2019 - I R 39/16
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  Hausbesitzer

zum Thema: Grunderwerbsteuer
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32. Auslandsbeziehungen: Uberarbeiteter Vordruck zur Mitteilungspflicht

33.

Oftmals ist einem Unternehmer gar nicht bewusst, was er alles beim Finanzamt melden muss.
Wihrend die Anmeldung eines Betriebs bzw. einer neuen Kapitalgesellschaft kaum versdumt werden
kann, da das Finanzamt explizit auf die Ausfiillung des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung hinweist,
wird die Meldepflicht ausldndischer Sachverhalte in zahlreichen Fillen unverschuldet missachtet.

Die verfahrensrechtlichen Vorschriften sehen zum Beispiel vor, dass eine deutsche
Kapitalgesellschaft, die sich an einer ausldndischen Personen- oder Kapitalgesellschaft (zu mehr als 10 %)
beteiligt, dies dem jeweils zustindigen Finanzamt melden muss. Unternehmen, die als
"mitteilungspflichtige Stelle" im Sinne des Geldwischegesetzes gelten (wie z.B. Banken und
Finanzunternehmen), miissen dariiber hinaus sogar iiber von ihnen hergestellte oder vermittelte
Beziehungen zwischen inléndischen Steuerpflichtigen und Drittstaat-Gesellschaften Auskunft erteilen.

Diese Mitteilungen erfolgen teils elektronisch (im Rahmen der Abgabe der Steuererklidrung),
teilweise aber auch per Vordruck. Die Finanzbehorden haben den entsprechenden Vordruck (BZSt-2) nun
iiberarbeitet, um die Auswertung der Fragebogen zu vereinfachen. So wurde unter anderem das
Freitextfeld zur Beschreibung der wirtschaftlichen Tétigkeit im Ausland abgeschafft und dafiir ein
anzukreuzender Katalog (nebst Erlauterungsfeld) aufgenommen.

Hinweis: Dem Vordruck ist eine Anlage beigefiigt, die die wesentlichen Mitteilungspflichten noch
einmal verstdandlich und gut zusammenfasst.

Quelle: BMF-Schreiben v. 21.05.2019 - IV B 5 - S 1300/07/10087
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: iibrige Steuerarten

G-20-Treffen: Staaten wollen globale Mindestbesteuerung von Unternehmen

Im Rahmen ihres G-20-Treffens im Juni 2019 haben die Finanzminister der wichtigsten Industrie-
und Schwellenldnder vereinbart, im niichsten Jahr Regelungen zu einer globalen Mindestbesteuerung von
Unternehmen zu beschlielen. Sie folgen damit einer franzodsisch-deutschen Initiative.

Die Regelungen sollen verhindern, dass grenziiberschreitend titige Konzerne durch komplexe
internationale Firmengeflechte ihren Steuerzahlungen entgehen. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hatte
im vergangenen Jahr gemeinsam mit seinem franzosischen Amtskollegen Bruno Le Maire einen
Vorschlag zur globalen Mindestbesteuerung vorgelegt. Demnach sollen sich alle Staaten auf einen
weltweit geltenden Mindestsatz der Besteuerung einigen. Staaten konnen diesen Steuersatz zwar
unterschreiten, allerdings konnen andere Staaten dann hierauf reagieren, indem sie Gewinne eines
Unternehmens, die in ihrem Land erwirtschaftet, aber ins Ausland transferiert werden, mit der Differenz
zum vereinbarten Mindeststeuersatz besteuern.
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34.

Beispiel: Ein deutscher Konzern hat eine Tochtergesellschaft in einem Karibikstaat, in dem Gewinne
sechs Prozentpunkte unter dem Mindeststeuersatz besteuert werden. Der deutsche Fiskus kann den dorthin
verschobenen Gewinn aufgrund der Mindestbesteuerung mit den fehlenden sechs Prozentpunkten
nachversteuern.

Die G-20-Gruppe hat die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
nun beauftragt, fiir 2020 einen konkreten Losungsvorschlag auszuarbeiten.

Quelle: BMF, Meldung v. 13.06.2019
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: iibrige Steuerarten

Pilotprojekt seit Mai 2019: Rentner und Pensioniire konnen vereinfachte Steuererklirung
abgeben

Auch im Ruhestand waren Steuerzahler bislang nicht vor umfangreichen Steuererkldrungsformularen
gefeit. Abhilfe soll nun ein Pilotprojekt schaffen, das im Mai 2019 in den Léndern Brandenburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen gestartet ist. Dort konnen Pensionire und Rentner seither ihre
Einkommensteuererkldrung auf einem vereinfachten zweiseitigen Vordruck ("Erkldrung zur Veranlagung
von Alterseinkiinften") abgeben. Da die meisten steuerlich relevanten Daten von Ruhestindlern ohnehin
bereits beim Finanzamt vorliegen (z.B. elektronisch iibermittelte Renteneinkiinfte und
Krankenversicherungsbeitrige), miissen auf dem Vordruck nur noch ergiinzende Angaben zu weiteren
Vorsorgeaufwendungen, Spenden und Mitgliedsbeitrigen, Kirchensteuerzahlungen, auB3ergewohnlichen
Belastungen, haushaltsnahen Dienstleistungen und Handwerkerleistungen gemacht werden. Damit sind
dann alle einkommensteuerlichen Pflichten des Ruhesténdlers erfiillt.

Wer dariiber hinaus noch Kosten geltend machen will (z.B. Unterhaltszahlungen) oder
Nebeneinkiinfte (z.B. aus Vermietung und Verpachtung) erzielt, muss weiterhin die regulédren
Steuererkldrungsvordrucke nutzen. Gleiches gilt, wenn sich Ruhestidndler gezahlte Abgeltungsteuer auf
Kapitalertrige vom Finanzamt zuriickholen wollen oder sie Kapitalertrége erkldren miissen, die noch nicht
abgeltend besteuert worden sind.

Hinweis: Um dem Fiskus gegeniiber kein Geld zu verschenken, sollten Ruhestindler mit ihrem
steuerlichen Berater besprechen, welche Erkldrungsvariante im eigenen Fall sinnvoll ist. Nicht immer ist
der einfachste Weg der beste.

Quelle: BMF, Meldung v. 29.04.2019
Fundstelle: www.bundesfinanzministerium.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten
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35.

36.

Gesetzliche Zinshohe von 6 %: Hessens Finanzminister fordert Halbierung des Zinssatzes

Steuernachzahlungen miissen mit einem gesetzlichen Zinssatz von 6 % pro Jahr (0,5 % pro Monat)
verzinst werden. Durch diese Vollverzinsung will der Fiskus eigentlich nur Liquiditidtsvorteile abschopfen,
die dem Steuerzahler durch eine spite Steuerfestsetzung entstehen. Angesichts eines weitaus niedrigeren
Marktzinsumfelds erscheint eine Zinshthe von 6 % fiir diesen Zweck aber mittlerweile iiberholt.

Der Bundesfinanzhof hat in der Vergangenheit bereits mehrfach schwerwiegende
verfassungsrechtliche Zweifel an der Zinshohe geduBert und Steuerzahlern eine Aussetzung der
Vollziehung gewihrt. Gespannt wartet die Steuerfachwelt derzeit auf die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zu dieser Thematik.

In Hessen wurden nun Stimmen laut, die Zinshohe nicht erst auf Druck der Gerichte, sondern
eigeninitiativ herabzusetzen. Hessens Finanzminister Schéfer erklirte, dass Finanzamtszinsen von 6 % pro
Jahr in Zeiten niedriger Zinsen nicht mehr als gerecht empfunden wiirden und eine Anpassung des seit
mehr als 50 Jahren geltenden Zinssatzes iiberfillig sei. Er mochte ein Signal fiir einen gerechteren
Umgang des Staates mit den Biirgern setzen und verweist auf einen Gesetzesentwurf, den Hessen bereits
vor geraumer Zeit in den Bundesrat eingebracht hat.

Hinweis: Die Hessische Landesregierung setzt sich konkret fiir eine Halbierung des Zinssatzes auf
3 % pro Jahr ein.

Quelle: FinMin Hessen, Pressemitteilung v. 14.06.2019
Fundstelle: www.finanzen.hessen.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

Finanzgerichtsprozess: Auch elektronische Akten miissen dem Gericht vorgelegt werden

Finanzéamter sind in einem finanzgerichtlichen Klageverfahren verpflichtet, die Akten des Streitfalls
an das Gericht zu iibersenden. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun klargestellt, dass diese Pflicht auch fiir
elektronisch gefiihrte Akten der Behorde gilt, da nach der stindigen hochstrichterlichen Rechtsprechung
jedes Aktenstiick zu iibersenden ist, das fiir die Beurteilung der Sach- und Rechtslage erheblich und fiir die
Entscheidung des Rechtsstreits von Bedeutung sein kann. In welcher Form die Akte beim Finanzamt
gefiihrt wird, ist unerheblich.

Im Entscheidungsfall hatte ein Finanzamt dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) auf
Anforderung hin zunéchst nur die Papierakten des Streitfalls iibersandt und erklirt, dass Steuerbescheide
und elektronisch abgegebene Steuererkldrungen nur in elektronischer Form vorgehalten und nicht
ausgedruckt wiirden.

Die klagende GmbH beantragte darauthin beim BFH, die vermeintliche Weigerung des Amtes zur
vollstidndigen Aktenvorlage gerichtlich zu iiberpriifen. Zwischenzeitlich hatte das FG das Finanzamt
jedoch bereits erneut explizit um Ubersendung der Steuerbescheide gebeten und die entsprechenden
Papierausdrucke auch erhalten.
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37.

Der BFH lehnte den Antrag des Kligers auf gerichtliche Uberpriifung ab und erklirte, dass keine
Weigerung zur Aktenvorlage vorlag. Zwar hitte das Amt schon direkt bei der ersten Aktenanforderung die
Ausdrucke der elektronisch vorgehaltenen Dokumente beifiigen miissen, es hatte aber "nachgebessert",
indem es die Ausdrucke auf die zweite Anforderung des Gerichts hin {ibersandt hatte. Auch hinsichtlich
der nichtiibersandten elektronischen Steuererkldrungen lag keine Weigerung des Amtes vor, denn das FG
hatte in seiner zweiten Anforderung ausdriicklich nur noch die Steuerbescheide angefordert.

Quelle: BFH, Beschl. v. 12.03.2019 - XI B 9/19, NV
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

Vertretungszwang: Vor dem BFH miissen zwingend Prozessbevollméchtigte auftreten

Wihrend Steuerbiirger einen Rechtsstreit vor den Finanzgerichten noch selbst fithren diirfen, miissen
sie sich vor dem Bundesfinanzhof (BFH) durch einen Prozessbevollmichtigten vertreten lassen.

Zur Vertretung zugelassen sind nach der Finanzgerichtsordnung (FGO) beispielsweise Steuerberater,
Rechtsanwilte, Steuerbevollméchtigte und Wirtschaftspriifer. Beklagte Finanzamter miissen beim Gang
vor den BFH hingegen keinen externen Prozessvertreter zu Rate ziehen. Sie miissen sich nach der FGO
aber durch einen Beschiftigten mit der Befdhigung zum Richteramt vertreten lassen.

Hinweis: Dieser sogenannte Vertretungszwang soll sicherstellen, dass Rechtsbehelfe und

Rechtsmittel vor dem BFH nur von Fachleuten eingelegt werden, die in der Lage sind, die Prozesssituation
richtig einzuschitzen und das Verfahren sachgerecht zu fithren. Die Vertretung ist bereits fiir
Prozesshandlungen vorgeschrieben, durch die ein Verfahren vor dem BFH lediglich eingeleitet wird.

In einem aktuellen Beschluss hat der BFH jetzt klargestellt, dass der Vertretungszwang fiir
BFH-Verfahren nicht gegen hoherrangiges Recht verstoft. Nach der hochstrichterlichen Rechtsprechung
ist die Regelung verfassungsgeméall und sowohl mit der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten als auch mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union vereinbar.

Erfolglos blieb damit der Versuch eines Steuerzahlers, eine Nichtzulassungsbeschwerde beim BFH in
Eigenregie einzulegen. Die Bundesrichter stuften die Beschwerde als unzulissig ein.

Quelle: BFH, Beschl. v. 21.03.2019 - VIII B 158/18, NV
Fundstelle: www.bundesfinanzhof.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten
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38. Einspruch ohne Begriindung: Richtet sich nicht nur gegen die in der Uberschrift angegebenen

39.

Punkte

Stellen Sie sich vor, Sie reichen eine Steuererkldrung ein und bekommen einen Bescheid zuriick, der
so gar nicht Thren Erwartungen entspricht. Dann legen Sie doch sicher Einspruch ein, damit das Finanzamt
den Bescheid indert. Sie miissen Thren Anderungswunsch natiirlich begriinden - kénnen aber auch erst
einmal schnell einen Einspruch ohne Begriindung einlegen und die Begriindung spiter nachreichen. Uber
die Frage, ob ein solcher Einspruch ohne Begriindung alle Einzelbescheide umfasst, die zu einem
Einkommensteuerbescheid gehoren (z.B. auch die Festsetzung der Kirchensteuer oder von Zinsen), musste
das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) entscheiden.

Im Streitfall hatte der Kldger einen Bescheid iiber Einkommen- und Kirchensteuer sowie
Solidarititszuschlag (ohne Zinsen) erhalten. Etwas spiter erging ein Anderungsbescheid, in dem die
Steuern sowie der Solidaritdtszuschlag erhoht und Zinsen festgesetzt wurden. Dagegen legte er Einspruch
ein und gab in seinem Schreiben die Uberschrift "Bescheid fiir 2015 iiber Einkommensteuer Kirchensteuer
und Solidaritdtszuschlag" wortwortlich wieder. Bei der darauffolgenden Korrespondenz mit dem
Finanzamt merkte der Klédger an, dass die Zinsfestsetzung unzutreffend sei. Dennoch wurden die
Einkommensteuer und der Solidaritdtszuschlag erhoht. Ferner wurde der Antrag auf Zinsénderung
abgelehnt, da hiergegen nach Ansicht des Finanzamts gar kein Einspruch eingelegt worden war.

Das FG gab jedoch dem Kléger recht: Der Einspruch richtete sich nicht nur gegen die in der
Uberschrift angegebenen Punkte, sondern auch gegen die Zinsen. Auf die Uberschrift des Rechtsbehelfs
kommt es ndmlich gar nicht an. Nach Ansicht des FG muss bei einem fristwahrenden Einspruch ohne
Begriindung immer davon ausgegangen werden, dass auch die Zinsfestsetzung angefochten wird. Dagegen
sind bei einer sofortigen Begriindung nur die Bereiche angefochten, auf die im Einspruch konkret
eingegangen wird. Damit unterscheidet das FG Einspriiche ohne Begriindung von denen, die sofort
begriindet werden, da Letztere nicht mehr auf andere Festsetzungen ausgedehnt werden konnen.

Quelle: FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 23.01.2019 - 3 K 3210/18, Rev. (BFH: IX R
4/19)
Fundstelle: www. gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de

Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

Notwendige Anlage fehlt: Weder offenbare Unrichtigkeit noch neue Tatsache

Die Finanzidmter erhalten inzwischen viele Informationen fiir die Einkommensteuererkldrung auf
dem elektronischen Weg direkt von den zustidndigen Behorden. Da kann man sich durchaus vorstellen,
dass man sich einige Angaben und sogar Anlagen sparen kann. Wie verhilt es sich aber, wenn man eine
erforderliche Anlage nicht abgegeben hat? Kann man einen bestandskriftigen Steuerbescheid dann noch
dndern?

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Hessen (FG) wurden die Kldger gemeinsam zur
Einkommensteuer veranlagt. Sie leisteten Altersvorsorgebeitridge und hatten ihre Einwilligung zur
Dateniibermittlung abgegeben. Dem Finanzamt lagen die iibermittelten Daten auch vor, allerdings hatten
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die Kldger keine "Anlagen AV" zum Abzug der Altersvorsorgebeitrige als Sonderausgaben abgegeben.
Daher wurde ihnen der Abzug auch nicht gewihrt. Erst nachdem die Bescheide bestandskriftig geworden
waren, beantragten die Kliger eine Anderung der Bescheide. Dies lehnte das Finanzamt jedoch ab.

Und auch das FG konnte den Kldgern nicht weiterhelfen. Denn da die Bescheide bereits
bestandskriftig waren, wire eine Anderung nur moglich gewesen, wenn die Voraussetzungen einer
Korrekturnorm erfiillt gewesen wiren:

® wenn dem Finanzamt eine sogenannte offenbare Unrichtigkeit (z.B. ein Schreib- oder
Rechenfehler) unterlaufen wére oder

® wenn sogenannte neue Tatsachen bekanntgeworden wiren und die Kliger kein grobes
Verschulden daran getroffen hitte, dass dies erst nachtriglich geschieht.

Eine Anderung aufgrund einer offenbaren Unrichtigkeit war nicht mdglich, da nicht das Finanzamt
den Fehler gemacht hatte. Dem Finanzamt lagen zwar die elektronisch iibermittelten Informationen
iiber die geleisteten Altersvorsorgebeitrdge vor. Aber daraus ergibt sich noch nicht, dass es eine
Giinstigerpriifung hitte vornehmen miissen. Dafiir hétte ihm die Anlage AV vorliegen miissen.
AuBerdem zeigt sich, dass der zustiandige Sachbearbeiter nicht vorbehaltlos von einem Versehen der
Klédger ausgehen durfte. Vielmehr hitte er noch weitere Ermittlungen anstellen miissen, um
herauszufinden, weshalb keine Anlage AV vorliegt. Daraus ergibt sich allerdings immer noch keine
offenbare Unrichtigkeit, da das Finanzamt keinen Fehler, sondern eben nichts gemacht hat. Folglich
kann keine Anderung aufgrund einer offenbaren Unrichtigkeit erfolgen.

Auch eine Korrektur des Bescheids aufgrund neuer Tatsachen ist nicht moglich. Steuerbescheide
konnen aufgehoben oder gedndert werden, soweit Tatsachen oder Beweismittel nachtréiglich
bekanntwerden, die zu einer niedrigeren Steuer fiihren, und den Steuerpflichtigen kein grobes
Verschulden daran trifft, dass die Tatsachen oder Beweismittel erst nachtriglich bekanntwerden.
Allerdings trifft die Kldger durch die Nichtabgabe der Anlage AV durchaus ein grobes Verschulden.

Somit gab es keine Anderungsméglichkeit und die Kliger konnten ihre Altersvorsorgebeitrige nicht
als Sonderausgaben abziehen.

Quelle: FG Hessen, Urt. v. 28.01.2019 - 9 K 1382/18, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.rv.hessenrecht.hessen.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

Internationales Steuerrecht: Feststellungen bei der Hinzurechnungsbesteuerung

Die Besteuerung grenziiberschreitender Sachverhalte ist komplex. Neben dem rein nationalen
Steuerrecht sind auch ausldndische Rechtsnormen und Doppelbesteuerungsabkommen zu
beriicksichtigen. Besonders tiickisch erweist sich dabei das hiesige AuBensteuergesetz (AStG). Ein
wesentlicher Baustein ist die "Hinzurechnungsbesteuerung". Diese soll verhindern, dass im Inland
Steuerpflichtige ihre auslédndischen Einkiinfte auf Kapitalgesellschaften transferieren, die in einem
niedrig besteuerten Land ansissig sind und keine eigene gewerbliche Tétigkeit haben. Der
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Hinzurechnungsbetrag wird verfahrensrechtlich als gesonderte Feststellung fixiert. Dass aber auch
diese ihre Tiicken hat, zeigt ein Fall vor dem Finanzgericht Diisseldorf (FG).

Beispiel: Ein in Deutschland ansissiger Unternehmer griindet fiir zunichst von ihm gehaltene
Wertpapiere eine Kapitalgesellschaft in einem niedrig besteuerten Land in der Karibik. Er ordnet seine
Wertpapiere dieser Kapitalgesellschaft zu, wofiir er in der Karibik keine Steuern zahlen muss. Einzige
Aufgabe der Gesellschaft ist das Verwalten der Wertpapiere. Losung: Das AStG installiert die karibische
Kapitalgesellschaft als sogenannte Zwischengesellschaft. Die durch die Wertpapiere erwirtschafteten
Ertrige werden dem Inlédnder als "Hinzurechnungsbetrag" zugerechnet und er muss diese versteuern.

Hier hatte ein Unternehmer aus einer im Drittland ansédssigen Kapitalgesellschaft verdeckte
Gewinnausschiittungen erhalten (er beglich private Aufwendungen vom Firmenkonto der Gesellschaft).
Im Zuge eines Steuerstrafverfahrens stellte das deutsche Finanzamt nicht nur die Hinzurechnungsbetrige
fest (bei der Gesellschaft handelte es sich um eine Zwischengesellschaft), sondern auch die Hohe der
verdeckten Gewinnausschiittungen. Die Klédgerseite vertrat vor dem FG die Ansicht, dass es sich gar nicht
um verdeckte Gewinnausschiittungen handle - und bekam recht. Die Feststellung sei rechtswidrig, weil in
der Feststellung von Hinzurechnungsbetrigen keine Aussage iiber verdeckte Gewinnausschiittungen hitte
getroffen werden diirfen.

Hinweis: Es handelt sich aber wohl nur um einen Teilerfolg. Im Rahmen der
Einkommensteuerfestsetzung des Kldgers ist sicherlich nachfolgend ein Streit iiber die Existenz bzw.
Hohe der verdeckten Gewinnausschiittung ausgebrochen. Dazu schweigt das Urteil, was zeigt, dass es
schwierig ist, den Gesamtiiberblick iiber alle geltenden Normen eines grenziiberschreitenden Sachverhalts
zu behalten. In diesem Fall hatte das FG ausschlieBlich iiber die gesonderte Feststellung zu urteilen.

Quelle: FG Diisseldorf, Urt. v. 08.06.2018 - 1 K 378/16 F, Rev. zugelassen
Fundstelle: www.fg-duesseldorf.nrw.de
Information fiir:  Unternehmer

zum Thema: iibrige Steuerarten

Vertrige unter nahen Angehorigen: Hiirden bei der steuerlichen Anerkennung

Wenn nahe Angehorige miteinander Vertrige abschlieen (z.B. Mietvertrige), bieten sich zwei
zentrale Vorteile: Die Vertragsparteien konnen zum einen auf einer bereits vorhandenen Vertrauensbasis
aufbauen, zum anderen bleibt das Geld, das aufgrund dieser Vertrige flieit (z.B. die Mietzahlungen), in
der Familie.

Das Finanzamt erkennt entsprechende Vertrige jedoch nur unter verschirften Voraussetzungen
steuerlich an, da bei nahen Angehorigen der Verdacht besteht, dass vertragliche Vereinbarungen nur zum
Schein ("fiir das Finanzamt") getroffen werden, um Steuern zu sparen.

Die Steuerberaterkammer Stuttgart (StBK) hat nun die Kriterien zusammengestellt, die ein Vertrag
unter nahen Angehdrigen fiir eine steuerliche Anerkennung erfiillen muss:
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® Zivilrechtliche Wirksamkeit: Vertrdge konnen grundsitzlich formlos geschlossen werden. Etwas
anderes gilt nur, wenn das Rechtsgeschéft besonderen Formvorschriften unterliegt. Ein
Grundstiicksvertrag muss beispielsweise notariell beurkundet werden. Zur Beweisvorsorge
sollten Vertrdge unter nahen Angehorigen aber stets schriftlich geschlossen werden. Besondere
Vorsicht ist zudem bei Vertrdgen mit Minderjdhrigen geboten: Kann sich das Rechtsgeschift
nachteilig auf das Kind auswirken, miissen Eltern beim Familiengericht zunéchst eine
sogenannte Ergidnzungspflegschaft beantragen. Ein vom Gericht bestellter Ergdnzungspfleger
priift dann, ob das Rechtsgeschéft genehmigt werden kann.

® Fremdvergleich: Vertrige unter nahen Angehdrigen miissen einem Fremdvergleich standhalten.
Das Finanzamt priift, ob auch fremde Dritte einen solchen Vertrag zu identischen Bedingungen
abgeschlossen hitten. Dabei darf aber nicht jede geringe Abweichung vom Ublichen zur
steuerlichen Aberkennung des Vertrags fithren. Es kommt vielmehr auf eine Gesamtbeurteilung
des Vertrags an. Bei Mietvertridgen konnen sich nahe Angehorige an den geldufigen
Standardmietvertrdgen orientieren, um die Abweichungen vom Fremdiiblichen moglichst gering
zu halten.

® Tatsichliche Durchfiihrung: Ein Vertrag unter nahen Angehdrigen darf nicht nur auf dem Papier
bestehen, er muss auch tatsidchlich "gelebt" werden. Werden vertraglich vereinbarte Mieten
beispielsweise gar nicht gezahlt, kann dies den zugrundeliegenden Angehdrigenmietvertrag
schnell zu Fall bringen. Etwaige Vermietungsverluste lassen sich dann nicht mehr steuerlich
absetzen.

Hinweis: Wer Vertridge mit nahen Angehorigen schlieSen mochte, sollte vorab den Rat seines
steuerlichen Beraters einholen, der die Gestaltung optimieren und auf steuerliche Fallstricke hin
iiberpriifen kann.

Quelle: StBK Stuttgart, Pressemitteilung 10/2019 v. 22.05.2019
Fundstelle: www.stbk-stuttgart.de
Information fiir:  alle

zum Thema: iibrige Steuerarten

34



	Aktuelle Steuerinformationen 09/2019
	Kanzleiexemplar © Deubner Verlag Köln


